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über

die Verhandlungen
des

xvi. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.
Siebente Sitzung.

Oldenburg , den 1. Februar 1870 . Vormittags 10 Uhr.

Veränderte Tagesordnung : I ) Bericht des Gesetzgebungsausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Fürsten-
thuin Birkcnfeld, betr. die Eingehung der Ehe.

2) Zweite Lesung des Gesetzes für das Großherzogthum, betr. einige Abänderungen und
Ergänzungen des Ablösungsgesetzes vom 11. Febr. 1851. (Anlage Nr. 1.)

3) Antrag Nr. 19 des Berichts des Finanzausschusses, betr. den Central-Voranschlag für
1870/72 (betr. Schreiben Großh. Staatsregierung vom 30. Decemberv. I . wegen
außerordentlicherMilitär-Ausgaben in Folge der Militär - Convention von 1867).

4) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Ergänzung des Gesetzes vom 1. April 1867
über die Organisation der Eisenbahn-Verwaltung. (Anlage Nr. 26. S . 73.)

5) Desgl. des Gesetzentwurfs in Betreff der Schiffsregister.
6) Desgl. des Entwurfs einer Verordnung, betr. die Ausführung der Gewerbeordnung für

den NorddeutschenBund vom 21. Juni 1869. (Anlage Nr. 20. S . 49.)
7) Desgl. des Gesetzentwurfs, betr. die Competenzconslicte zwischen den Verwaltungs- und

Gerichtsbehörden. (Anlage Nr. 23. S . 56.)
8) Desgl. des Gesetzentwurfs wegen Bestrafung des Handels mit Negersclaven. (Anlage

Nr. 10. S . 18.)
9) Bericht des Ouotenausschusfts über das Beitragsverhältniß der Provinzen zu den Central¬

lasten des Großherzogthums.
10) Mündlicher Bericht des Finanzausschussesüber das Schreiben der Großh. Staatsrcgierung

vom 3. v. M., betr. die Pension der im Civildienste angestelltcn Militär-Invaliden.

Vorsitzender: Präsident Hullmann.

Am Ministcrtische: Ministerpräsident von Rössing,
Reg.-Commissäre Ruhstrat , Hcumann , Janssen,  Mei-
nardus , Römer.

Eingänge:
1) Petition dcSHclbbaumannS Flügger  zu Uhlenbrook,

betr. Aenderung des Z. 12 der Wasserordnung. (An
den PetitionSausschuß.)

2) Petition des Gemeinderaths zu Rodenkirchen, betr.
Eisenbahn. (An den Eiienbahnausschuß.)

3) Petition der Bürgermeister zu Birkenfeld, betr. Ge¬
haltserhöhung. (An den Finanzausschuß.)

4) Desgl. des Gemeinderaths zu Burhave, betr. Eisen¬
bahn. (An den Eisenbahuausschuß.)

5) Desgl. des Magistrats und Stadtraths der Stadt
Oldenburg, betr. Eisenbahn. (An den Eisenbahn¬
ausschuß.)

6) Desgl. des Gemeinderaths zu Schwer; , betr. Eisen¬
bahn. (An den Eiscnbahnansschuß.)

7) Desgl. desselben, betr. Chaussee. (An den Finanz¬
ausschuß.)

8) Desgl. des Gemeinderaths zu Esenshamm, betr.
Eisenbahn. (An den Eisenbahnausschuß.)
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d ) DeSgl . deS NebenlehrerS Behrens  zu Edewecht,
betr . Abänderung deS Art . 41 8 . 2 deS Schulgesetzes.
(An den PktitionsanSschuß . )

10 ) Desgl ., des Gcmeinderaths zu Hatten , betr . Entschä¬
digung wegen Einquartierung . ( An den Finanzaus¬
schuß .)

Dem Abg . Bulling  wird wegen Todesfall in seiner
Familie ein 14iägiger Urlaub bewilligt.

Präsident: Der Herr Staatsminister von Rössing
Wünsche , daß der Bericht des Ouotenausschusses , an dessen
Berathung er lheilzunehmen beabsichtige , als zweiter Gegen¬
stand der Tagesordnung zur Verbandlung kommen möchte
und nehme er die Zustimmung des Landtags an , da kein
Widerspruch erfolge.

I . BerichtdesGesetzgebungsausschusses über
den Entwurf eines Gesetzes für das Fürstcnthum
Birkcnfeld , betr . die Eingehung der Ehe.

Der Vieepräjidcnr Gräpel  übernimmt den Vorsitz.
Der Berichterstatter Abg . Hullmann berichtigt mehrere

Schreibfehler in dem Abklatsche des Ausschußberichtes.
Der Ausschußantrag 1 empfiehlt unveränderte Annahme

des Art . 1 der Regierungsvorlage . Der Antrag wird ange¬
nommen.

Der Ausschußantrag 2 lautet:
Antrag 2.

Statt des Art . 2 folgende Art . 2 und 3 anzunehmcn.
Art . 2.

Geistliche und andere Religionsdiener , welche
zu den religiösen Feierlichkeiten einer Heirath schrei¬
ten , ohne daß ihnen nachqewiesen ist , daß vorher
eine Heirathsurkunde von dem Civilstandsbeamken
ausgenommen worden ist, werden mit Geldbuße bis
zu Einhundert Thaler , im zweiten Rückfalle mit
Gcfängniß bis zu drei Monaten bestraft.

Art . 3.

Dieser Nachweis wird durch eine vom Civil-

stcndsbeamten stempel - und kostenfrei auszustellende
Bescheinigung geliefert.

Ministerpräsident Von Rössing : Es möge ihm gestattet
sein , die Veranlassung und den allgemeinen Gedanken der zur
Berathung stehenden Vorlage in aller Kürze vorzuführen.
Nach den gegenwärtig in Birkenfeld geltenden Bestimmungen
kämen die Ehen in der Weise zu Stande , daß zuerst die
kirchliche Trauung und dann der Civilact erfolge . Die erstere
dürfe nach dem Regierungscircular vom 9 . Februar 1823
nicht eher geschehen, als bis bescheinigt sei, daß der Ehe keine
weltlichen Hindernisse entgegenständen , eventuell , daß diesel¬
ben beseitigt seien . Zweifellos könnten diese Bestimmungen
nach Inhalt des Staatsgrundgesetzes nicht mehr aufrecht er-
halten werden . Es frage sich aber , was an ihre Stelle zu
setzen sei. Tie Bestimmungen , wie sie in Oldenburg und
Lübeck gelten , seien zwar am meisten in Harmonie mit dem

Staatsgrundgesetzc , aber in Birkenfeld wegen der dort beste¬
henden Gesetzgebung nicht auszuführen . Die Staatsregicrung
wäre demnach dahin gekommen , in Art . 1 das Erforderniß
deS Vorausgehens der kirchlichen Einsegnung vor dem Civil-
acte aufzuheben , auf der anderen Seite aber ( Art . 2 ) Ga¬
rantien zu schaffen gegen gewisse Jnconvcnienzen , welche
sich aus dieser Aushebung ergeben könnten . Hier gingen die
Ansichten auseinander , indem der Provinzialrath und der Aus¬
schuß die im preußischen Rheinlande geltende Bestimmung
wollten , die Staatsregicrung aber für Beibehaltung des Be¬
stehenden sei. Wenn hervorgehoben werde , daß die Freiheit,
die Trauung sowohl vor als nach dem Civilarte vorzunehmen,
eine Reihe von Unzuträglichkeiten schaffe, so könnten diese Be¬
denken nach Ansicht der Staatsregierung doch kein Gewicht
beanspruchen , da man sich für das Gegcntheil auf eine 50jährige
Erfahrung zu stützen vermöge . Bisher wären alle Ehen zu¬
erst kirchlich, dann bürgerlich geschlossen und um zu vermeiden,
daß nicht die bürgerliche Trauung später auf Hindernisse stoße,
habe das Regierungscircular von 1823 bestimmt , daß die
kirchliche Schließung nicht eher stattfinden dürfe , als nicht
eine Bescheinigung , daß keine bürgerlichen Hindernisse entge¬
genständen , beigebracht sei. Würde jeder Zwang aufgehoben,
so würden zwar weniger Ehen in der bisherigen Weise ge¬
schlossen werden , bei diesen wenigen aber könne die Gefahr,
daß die Ehe zwischen Trauung und Civilact in der Luft
schwebe , nicht größer sein , als bisher , wo sie alle auf diese
Weise geschlossen wären . Eine Erfahrung von 50 Jahren,
spräche für Beibehaltung des Bestehenden . Nun betrachte
man aber den Vorschlag des Provinzialrathes und des Aus¬
schusses. Es könne dafür angeführt werden , daß er in
lledereinstimmung mit dem Rechte der Rheinlandc stehe , dieser
Grund werde aber ncutralisirt dadurch , daß in Birkenfeld
seit 50 Jahren andere Bestimmungen gegolten hätten . Der
Ausschußantrag berge aber ferner große Gefahren in sich.
Bekanntlich deckten sich. in Betreff der Ehehindernisse die Be¬
stimmungen des Ooäe nicht mit denen der Kirche . Man
nehme 'nun den Fall : die bürgerliche Ehe sei abgeschlossen,
aber die kirchliche stoße auf Hindernisse . Dann schwebe die
Ehe in der Lust . Seien beide Theile einverstanden , sich von
der Kirche lossagen und bei dem Civilacte sich beruhigen zu
wollen , so löse sich die Sache einfach . Wenn aber der eine
Theil auf die kirchliche Trauung bestehe und sich weigere , ohne
dieselbe die Ehe zu vollziehen , was dann ? Wenn z. B . der
Mann , etwa um sich des Vermögens der Frau zu bemäch¬
tigen , sich auf den Civilact berufe , die Frau aber die kirch¬
liche Einsegnung fordere , welche Zustände würden da Antre¬
ten ? Er wisse positiv , daß ein solcher Fall vorgekommen
sei und er könne sich jeden Augenblick wiederholen . Man
denke ferner an die Mischehen ! Der Civilact sei vollzogen
und vorher Verabredungen über die Konfession und Erziehung
der Kinder getroffen . Der Prediger finde diese nicht bündig
genug und weigere die Einsegnung . DaS sei ein Fall , der
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täglich Vorkommen könne . Weßhalb diesen Conflicten nicht
begegnen dadurch , dag daS beibehalten würde , was seit 50

Jabren zur allgemeinen Befriedigung gegolten habe ? Die
Fälle , die vorgesührt worden , liegen sich nicht vergleichen mit
den Möglichkeiten , die der Ausschußbericht angeführt habe.
Solchen Fällen , Betrug und Verführung , vorzubeugcn , sei die

Gesetzgebung überhaupt nicht im Stande.
Er liebe es nicht kritisch und polemisch zu Verfahren,

könne cs sich aber doch nicht versagen , einige Stellen aus

dem Ausschußbcrichtc anzuführen , um den Eindruck , den
derselbe auf Zweifelnde vielleicht gemacht habe , abzuschwächen.
So hieße eS:

Die Gesetzgebung kann sich aber zweitens auch zum
Principe machen , den Constict unmöglich  zu ma¬
chen, dies kann sie aber nur machen , indem sie , den
vom Provinzialrath vorgeschlagenen Weg verfolgend,
durch Verbot und Strafandrohung verhindert , daß die
kirchliche Feier vor Abhaltung des Civilacts vorgc-
noinmen wird.

Der Ausschuß nehme hiernach an , daß durch Strafan¬
drohungen alle Consliete unmöglich gemacht werden könnten.
Wenn das richtig sei, so wären alle Strafgerichte unnöthig
und um alle Bedenken aufzuhcben , könnte man einfach in

daS Gesetz die Bestimmung einfügen , daß nach der kirchlichen
Trauung sofort der Eioilact vorgenommen würde.

Ferner heiße es:
Der Art . 2 des Entwurfs dagegen will in diese Rechts¬
materie eine ganz neue  Rechtsbildung einführen , in¬
dem er den Abschluß der kirchlichen Ehe vor demCi-

vilacte zuläßt , aber den Abschluß solcher kirchlichen
Ehen untersagt , welche nicht nachgewiesener Maaßen
denjenigen Bedingungen genügen , die für die bürger¬
liche Ehe erfordert werden . Zunächst ist cs nun im¬
mer ein sehr bedenkliches Experiment , wenn ein Klein¬
staat in wichtigen Dingen , die in vielen größeren
Staaten bereits vielfach erwogen und fest beordnet
sind , mit neuen Erfindungen vorongehen will.

Meine Herren ! Die Staatsregierunq hat keine neuen Erfin¬
dungen gemacht , sie experimentirt nicht , sondern sie hält sich ledig¬
lich au daS , was seit 50 Jahren in Birkenfeld erprobt und

bewährt gefunden ist . Sie sieht keinen Grund ein , das Bis¬
herige aufzuhedcn , vor Allem nicht , weßhalb aus Art . 1 des
Entwurfs sich der Anlaß zu veränderten Bestimmungen er¬
geben sollte.

Endlich heiße eS:

„Wenn für den Entwurf etwa auch die Meinung
mit von Einfluß war , eine in Birkenfeld bestehende „ Ge¬
wohnheit " des vorgängigen kirchlichen Eheabschlusses zu
schonen , so sollte man doch von einer „ Gewohnheit " —
und von einer solchen , die Anspruch auf Schonung machen
darf — da nicht reden dürfen , wo es sich nur darum han¬
delt , eine einem Ländchen von 35,000 Seelen vor reichlich

50 Jahren aufgedrungene Gesetzgebung — in Uederein-
stimmung mit dem fast einstimmigen Beschlüsse seiner näch¬
sten Vertretung — wieder aufzugeben , um zu dem früheren
Rechte wieder zurückzukehren , demselben Rechte , welches zu¬
gleich in dessen gestimmten weiteren Umgebung gilt und von
der Bevölkerung dieser Umgebung stets als ein wichtiges
Palladium einer freiheitlichen Gesetzgebung vielen Anfech¬
tungen gegenüber verlheivigt worden ist. "

Meine Herren ! Wenn Sie dieses lesen , sieht es nicht aus,
als ob das französische Recht daS einzig wahre, gleichsam dem
Menschen Angeborene wäre , als ob jeder Eingriff in dasselbe
rückgängig zu machen sei . Wenn Sie die hier fragliche
Bestimmung deS Drganisakionsedictes „ ausgedrungen » nennen,
so müssen Sie folgerichtig auch alle anderen Modifikationen
des 6oäs seit 1817 als aufgedrungen betrachten.

Wie steht es aber in Wirklichkeit mit diesem aufgedrun-
gcnen Rechte?  Haben die Birkenfelder dies auch gefühlt?
Von 1817 bis 1867 hak sich in Birkcnfeld auch nicht eine

Stimme aus dem Volke dagegen geltend gemacht . Nun könnte
man zwar sagen , daß vis l848 jede Reklamation von Vorne¬
herein erfolglos geblieben wäre . Aber , meine Herren ! 1849
wurde das Sraatsgrundgesetz publicirt , das reoidirtc Staats-

grundgcsetz änderte an der hier fraglichen Bestimmung nichts.
Seit 1849 konnten daher die Birkenselder die Aufhebung ihres
früheren Rechtes fordern ; aber cs rührte sich Niemand . Erst

1867 erfolgte im Landtage der bekannte Antrag . Die Be¬
hörden hatten die Sache bereits früher angeregt , das Odcr-
gerichl im Jabre 1865 in Folge eines besonderen Falles.
Die Negierung wurde zum Berichte aufgefordert und forderte
ihrerseits wieder Berichte vom Eonsistorium , von der katho¬
lischen Commission und dem Landraddinat.

Der Bericht sagt:

»Sämmtliche gutachtliche Erklärungen sind darin ein¬
verstanden . daß die Beibehaltung der bisherigen Be¬
stimmungen dem Interesse der Kirche und dem reli¬
giösen Sinne der Bevölkerung entspricht unv abge¬

sehen von dem Falle in der Gemeinde Otzenhausen
zu Unzuträglichkeiten nicht qefübrt hat .»

In einer Frage aber , die täglich zur Anwendung kömmt,
darf die Gesetzgebung keine Sprünge machen und empfehle
ich deßhalb , der Regierungsvorlage Ihre Zustimmung zu geben.

Abg . Stuckenborg : Er sei bei der Berathung des
Ausschusses beurlaubt gewesen und bemerke dies , da er sonst
gegen den Antrag desselben gestimmt haben würde.

Abg . Bargmann : Er habe als Mitglied des Gesetz-
gebungsausschusseS sich mit dem Berichte einverstanden erklärt,

weil er es für logisch richtig halte , daß der rechtsbegründende
Act der kirchlichen Ccremonie vorhcrgehe . Die kirchliche Ein¬
segnung werde aber , obgleich Rechtsfolgen sich an sie nach

dem Gesetzentwürfe nicht knüpften , vom Volke als bedeutsam
betrachtet und daraus könnten , wenn im einzelnen Falle der
Civilact nicht darauf folge , die im Berichte geschilderten Miß-
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stände erwachsen . Er sei mit dem Herrn Staatsminister nicht

dahin einverstanden , daß die von diesem hervorgehobenen Jn-

convenienzen größer seien , als diejenigen , auf welche der Aus¬

schuß Hinweise . Es sei angeführt , daß beim Vorausgehen
des CivilacteS Conflicte entstehen könnten , wenn der Pfarrer

die Einsegnung zu vollziehen sich weigere , da ja bekanntlich

die Bestimmungen des 6oäe und der Kirche bezüglich der

Ehehinöei nisse sich nicht deckten. Es sei gefragt worden , was
dann werden solle . Er meine , daß dann , da ja eine gültige

Ehe allein durch die Vornahme des bürgerlichen Actes Vor¬

lage , damit Alles in Ordnung sei und beide Theile , als ver¬

nünftige Leute vorausgesetzt , auch hierbei ihren Frieden fin¬
den könnten . Solche Fälle seien aber üöerhaupt so abnorm,

setzten so besondere Verhältnisse und eine solche Gedanken¬

losigkeit bei Eingehung der Ehe voraus , daß die Gesetzgebung
auf sie weniger Rücksicht zu nehmen brauche , als auf die Un-

zuträglichkeitcn , die dann unzweifelhaft entstehen könnten , wenn

die kirchliche Einsegnung dem bürgerlichen Acte vorausginge.
Bei einem so wichtigen und bedeutsamen Acte , wie die Ab-

schließung der Ehe , würden die Bctheiligten , falls sie die kirch¬

liche Trauung wünschten , vorher dein Pfarrer ihre Verhält¬

nisse vorlegen und wenn derselbe die Trauung weigere , sich

entscheiden , ob sie sich mit dem Civilacte allein begnügen
oder die Ehe unterlassen wollen . Es sei auf eine 50jährige

Erfahrung hingcwiesen . Er Wolle nicht gerade behaupten , daß

bei Annahme des Gesetzentwurfs Jnconvenienzen entstehen

könnten . Wenn aber ein neues Gesetz zu machen sei, so müß¬

ten alle Cautelen , welche aus dem für richtig gehaltenen

Principe sich ergeben und den Mißständen abzuhelfen geeignet

seien, ins Auge gefaßt und zur Anwendung gebracht werden.
Der Pronvinzialrath sei befragt und habe sich für die jetzt

vom Ausschüsse vertretenen Ansichten ausgesprochen . Solche

Wünsche der Specialvertretung aber müßten hier maßgebend

sein.
Abg . Russell : Cr müsse sich gegen den Antrag des Aus¬

schusses erklären . Wir seien alle darin einig , daß eine Aen-

derung des Ehegesetzes in Birkenfeld eintrcten müsse . Nach

dem Staatsgrundgesetze solle Niemand zu einer religiösen

Handlung gezwungen werden . Tie Abschließung der Eae ist

aber eine religiöse Handlung , möge man sie nun nach Ansicht
der Katholiken als ein Sakrament , oder nach Ansicht der

Protestanten als bloße Einsegnung betrachten . Deßhalb habe
das Stagtsqrundgesetz daneben die bürgerliche Form der

Eheabschließung eingesührr , eine Maßregel , die seines Er¬

achtens für einen paritätischen Staat nothwendig sei , um

allen concessionellen Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen.

Wir im Herzogthum hätten die Frage durch Einführung der

fakultativen Civilehe recht glücklich gelöst und dem Staate

sowie den Volksanschauungen Genüge geleistet . Selten komme
eine Civilehe vor , er als Amtsrichter sei noch nicht in die

Lage gekommen , einen solchen Act zp beurkunden - Er liebe

auf kirchlichem wie auf politischem Gebiete keinen Zwang

und wäre cs ihm sehr wünschenswerth , wenn auch in Bir¬

kenfeld die Sache eine ähnliche Lösung finden könnte . Der

Ausschuß sage , die besonderen Verhältnisse dort machten die

Einführung der fakultativen Civilehe unmöglich . Er sei da¬

von nicht überzeugt . Tie Civilstandsregister ständen nicht

entgegen . Die Gesetzgebung könnte ja hier aushelfen , indem

sie neben der Civilehe die kirchliche Trauung hinstelle , dann

aber die Brautleute zwinge , nachher beim Richter die Acte

vorzunehmen , die mit der jetzigen Form der Civilehe verknüpft

seien . Man sage ferner , das kleine Ländchen müsse ein mit
dem Rechte seines Nachbarlandes übereinstimmendes Recht er¬

halten . Er könne hierzu dann keine Veranlassung finden,
wenn das Recht dieses Nachbarlandes im Princip ein fal¬

sches sei. Unser kleines Ländchen habe ja jetzt auch keine
Uebereinstimmung mit dem rheinischen Rechte und habe er

noch nie von Jnconvenienzen gehört , die dieser Rechtszustand

herbeigeführt habe . Wenn die Erfahrung eine 50jährige sei,
so verdiene sie allerdings Berücksichtigung . Sollte die Ehe¬

schließung . wie von ihm vo >geschlagen , eingeführt werden , so

würden alle Schwierigkeiten beseitigt , die Bevölkerung be¬

friedigt und die Freiheit nach allen Seiten hin gewahrt . Wolle

man aber keine fakultative Civilehe , so gehe man einen Schritt

weiter als die Vorlage und führe die obligatorische Civillhe
rein und unverfälscht und ohne Rücksicht auf kirchliche Vor¬
schriften ein , die Kirche behalte dann ihr Gebiet und könne

die Ehe , wenn auch ohne bürgerliche Rechtsfolgen , abschlicßcn.

Ter Ausschuß verfahre inconsequent . Die kirchliche Ehe wolle

er nicht , wenigstens an sie keine rechtlichen Folgen knüpfen,

und doch wolle er vorschreiben . daß sie nicht eher vorgenommen

werden könne , bevor der Civilact vollzogen sei. Wie nach

dem Staatsgrundgesetze Niemand zu einem kirchlichen Acte ge¬
zwungen werden könne , so solle man auch Niemanden hindern,

einen ki>chlichen Act zu vollziehen , wann er wolle . Mit dem¬

selben Rechte könne man auch vorschreiben , daß Niemand sein

Kind taufen lassen solle , bevor es in das Civilstandsregister

eingetragen sei. Ter Herr Staatsminister habe bereits ge¬

zeigt , welche Jnconvenienzen bei Annahme der Ausschußan¬
träge entstehen könnten . Es ist endlich auf das Rheinland

hingewiescn . Er bade sich erkundigt , wie es da stehe. Ein

berühmter Schriftsteller , Friedberg,  über das Recht der

Eheschließung , der gerade die obligatorische Eivilehe will,

sag : von der Rheinprovinz , daß in derselben die bedauerlichsten

Conflicte zwischen Kirche und Staat hervorgetreten seien . Er

sehe nicht ein , weßhalb ein Zwang aufoctroyirt werden solle,

wenn es möglich wäre , eine Institution zu treffen , die alle

zufrikbenstellt . Wenn der Ausschuß keine fakultative Civilehe

wolle , so streiche er lieber den ganzen Art . 2 und dann werde

es bleiben , wie es gewesen . Der Staat frage nicht nach der

kirchlichen Ehe und knüpfe keine Folgen an sie, aber die Kirche

könne Trauungen vornehmen , ohne daß zuvor der Civilact

abgeschlossen worden sei. Deßhalb befriedigen wir nach allen

Seiten , wenn wir den Art . 2 streichen.
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Abg . Schonmnn : Der Abg . Russell habt die Mög¬

lichkeit der Einführung der fakultativen Eivileüe vorgefüyrt
und erklärt , von den dagegen angedrachken Gründen nicht

überzeugt zu sein . Allerdings seien diese Gründe nicht so
sehr die Civiistandsregister , als vielmehr der Gedanken , der

dem Lode zu Grunde liege . Der 6ocis habe sich der ganzen

Ehegkseizgevung bemächtigt und alles , was irgend dabei in
Frage kommen könne , geordnet . Die für die Eingehung der
Ehe vorgeschriebcne Form nun heraus zu reißen , und statt

derselben die fakultative Ehe einführen , würde das ganze

Rechtssystem vollständig verletzen . Hi r handele cs sich aber
nicht darum , ob fakultative oder obligatorische Civilehe , son¬
dern darum , ob bei dem Fortbestehen der obligatorischen Civil-

ehe die kirchliche Einsegnung dem bürgerlichen Ehcadschluß

vorhergehen dürfe oder nicht . Die für die Regierungsvorlage

angeführten Gründe stützen sich auf eine 50jährige Gewohn¬

heit . Das aber seien äußere Gründe , die zurücktretcn müßten,
wenn die inneren Gründe für eine andere Beordnung der

Sache mit überwiegender Kraft sprächen . Die Bestimmung

des Art . 1 sei einfach , aber bedeutsam , da durch das Aufgeben

des Zwanges zur kirchlichen Trauung der bürgerliche Charakter
der Eheschließung rein und vollständig zum Ausdrucke komme.

Wenn der Staat sage , die Kirche solle mit der ganzen Sache

nichts mehr zu thun haben , und dann doch bestimme , sic
könne einsegnen , aber erst nach dem Civilacte , so möge man
das inkonsequent nennen und mit dem Abg . Russell  den

ganzen Art . 2 streichen . Aber der Staat sei auch berechtigt,

gewisse Grenzen zu ziehen und deren Uederschreitung mit
Strafe zu bedrohen . So sei die Forderung , dag die kirchliche

Trauung dem Civilacte Nachfolge , nicht nur im französischen

Rechte , sondern zu allen Zeiten hervorgetrelen , in denen die
freiheitliche Richtung den rein bürgerlichen Charakter der Ehe
besonders betont habe ; er erinnere an die Grundrechte des

deutschen Volks , die von dem Frankfurter Parlamente gege¬

ben , sowie an die Verfassung , welche Preußen den sog . Drei-
königsbündnissen vorgelegt habe ; in Beiden sei ausdrücklich

bestimmt , daß die kirchliche Einsegnung erst nach der Vornahme

des bürgerlichen Actes stattfinden dürfe . Wenn der Staat

sage , es gäbe keine andere Ehe , als die bürgerliche , so müsse
der Staat auch verhindern , daß die Kirche in sein Gebiet

übergreife . Hiergegen schütze nicht so sehr die Höhe der

Stafandrohungen , sondern namentlich der moralische Druck,

den das Vorhandensein eines Strafgesetzes für sich allein schon
ausübe.

Abg . Eissel : Er könne das vom Herrn Vorredner Vor¬
gebrachte nach allen Seiten hin nur bestätigen und die von

dem Herrn Ministerpräsidenten und dem Herrn Abg . Ru siell
vorgevrachten Befürchtungen nicht theilen . Der hohe kirchliche

Sinn des Landes gebe die Garantie , daß auch die kirchlichen

Acte vollzogen würden . Hierin läge aber zugleich die Gefahr,

daß der bürgerliche Act an Bedeutung verlöre und deßhalb
unterlassen werden könne . Als Civilstandsbeamter habe er

manche Erfahrungen gemacht , die dahin zielten , die bürgerliche

Trauung zunächst zum Abschluß zu bringen . Der Abg . Rusell
sage , man solle keinen Zwang ausübcn und den Birkenfeldern

ein fremdes Recht aufoctroyiren . Die Birkenfelder aber wollten

das rheinische Recht , wie sie eS vor 50 Jahren gehabt haben!
Einen unter der früheren Gesetzgebung stattgehabten Fall
könne er aus eigener Erfahrung mittheilen.

In der Stadt Birkenfeld lebte ein Handwerker , dessen
Frau starb . Beide Eheleute waren katholisch . Nach Ablauf

des Trauerjahres Verlobte er sich mit der Schwester seiner

Frau und glaubte mit derselben das Glück seiner Zukunft zu
finden Als er zur Trauung schreiten wollte , sagte ihm der

Geistliche , daß er zuvor Dispens haben müsse . Dieser ward

ihm aber sowohl vom Bischöfe als vom Papste verweigert.
Er wurde gefragt , ob er mit seiner Verlobten bereits geschlecht¬

liche Beziehungen unterhalten habe . Dies mußte er verneinen-

Er wandte sich zu mir , ich aber konnte ihm nicht helfen.
Später kam er noch einmal und fragte , ob er bürgerlich ge¬
traut werden könne , wenn er sich von einem deutsch-katholischen

Geistlichen kirchlich einsegnen lassen werde . Das ging aber
nicht , weil die Deutsch - -Katholiken bei uns keine im Staate

anerkannte Religionsgcnossenschaft sind . Das Resultat war,
der Mann wurde evangelisch , er mußte seine Religion auf-

geben , um sein irdisches Glück zu finden . Wäre schon damals

die obligatorische Civilehe in Kraft gewesen , so würde ein

solcher Ausweg unnöthig erschienen sein . Ich führe diesen

Fall nur an gegenüber der Behauptung , daß die frühere Ehe-

gesetzgevung zu keinen Jnconvenienzen geführt habe . M . H . !
Wenn Sic überhaupt auf die Stimme des Provinzialrathes,
der sich fast einstimmig für den Antrag 2 ausgesprochen hat,

Gewicht legen , so thun Sie es im vorliegenden Falle.

Abg . Russell : Der Abg . Scho mann  sei ihm mit dem

Ooäs entgegengetrelen . Er habe nicht diese hohe Ehrfurcht
vor diesem Gesetzbuche und wüßte nicht , weßhald nicht durch
eine einfache Novelle alle durch den Loäs an dem Vollzug

der Ehe geknüpften Wirkungen mit der kirchlichen Trauung

verbunden , die Eheleute aber sodann bei Strafandrohung ge¬

zwungen werden könnten , nachher alle Formalitäten in Bezug

auf Register rc . wie bei der Civilehe zu erfüllen . In dem
von dem Abg '. Eissel  angeführten Falle könne die Dispen¬

sation nicht von dem angedcutetcn Punkte abhängig gemacht

sein, da es gerade Vorschrift sei, unter diesen Umständen den

Dispens gar nicht zu ertheilen . Wenn der Arbeiter dann

evangelisch geworden sei, so wäre dies Wohl aus Ueberzcugung
geschehen und das sei kein Unglück . Dem Arbeiter hätte aber

nur der Weg der Civilehe offen gehalten zu werden brauchen,
die er ja auch wolle , freilich nur fakultativ , da er bei dieser

die Interessen des Staates ebensogut gewahrt sehe und keinen

Zwang in religiöser Beziehung wünschen könne.
Ministerpräsident von Rössing : Er wolle die Debatte

nicht lange aufhallen . Schon der Ausschuß deute in seinem

Berichte an , daß der konsequente Standpunkt der sei, daß der
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Staat sich um die Ehe gar nicht kümmere , bei dieser Auf¬

fassung sei eS aber ebenso verkehrt , wenn der Staat einen

kirchlichen Act gebiete , als wenn er ihn verbiete . Dieser An¬

schauung stände er gar nicht so fern . Wenn er trotzdem den

Vorschlag der Staatsregicrung beizudehalten empfehle , so seien

hierfür Zweckmößigkeitsgründe maßgebend , auf die ja auch der

Ausschußantrag sich stutze. Wenn man von einem Principe
sprechen wolle , so müsse man sagen , daß der Staat sich um

die kirchliche Abschließung der Ehe gar nicht bekümmern dürfe.

Abg . HullMttNU als Berichterstatter : Er wolle sich

kurz fassen . Ter Ausschuß habe sich wie der Herr Minister¬

präsident auf den Boden der Zweckmäßigkeit gestellt . Er für

seine Person sei der entschiedene Verfechter der obligatorischen
Civilehe , einer Institution , welche bereits in der alten Reichs-

Verfassung gestanden , erst kürzlich auf der letzten Versamm¬

lung des Juristentages neue Anerkennung gefunden hätte und
mit solcher Macht in die Wissenschaft und Gesetzgebung ein-

gedrungen wäre , daß über kurz oder lang sic auch in Oldenburg

werde eingeführt werden müssen . Freilich geschehe dem Staots-

grundgesctze schon durch die fakultative Civilehe Genüge , und der

Abg . Russell wolle  diese auch in Birkenfeld eingeführt wissen.

Er wolle demselben in dieser Frage nicht folgen , da auch die

Staatsregierung wenig geneigt zu sein scheine, mit der Ein¬
führung dieser Ehe weiter , als absolut nothwendig , vorzugehen.

Was aber die Vcrtheidigung des Art . 2 der Regierungsvor¬

lage angehe , so lege der Herr Staatsminister eine entschiedenes
Gewicht darauf , daß eS sich darum handele , ein seit 50 Jahren

bestehendes Recht zu erhalten . Seines Erachtens sei hier

nichts zu erkalten , wenigstens nicht das bestehende Recht.

Die Vorlage will aber auch etwas Neues schaffen , indem der

bloße bürgerlime Act ohne die Trauung der Kirche zur Ehe-

abschließung genügen solle . Eben weil es sich auch vom

Standpunkte der Regierungsvorlage um die Einführung eines

neuen Rechtes handele , könne diese sich nicht damit verthei-

digen , daß es auf die Conservirung dcS alten Rechtes an-

komme . Der Umstand , daß in den vergangenen 50 Jahren

die in dem Ausschußberichte geschilderten Gefahren nicht hcrvor-

getreten sind , könne nicht mehr wiegen , als die Rücksicht auf

die Conformität mit dem Rechte der umliegenden Rheinlandc.

Das neue Recht , welches die Vorlage wolle , existire nirgends,

das alte , jetzt wieder hergestellte Recht , aber in mehreren

großen Ländern . Deßhalb hat der Ausschuß Recht gehabt,
zu sagen , daß es sich hier um eine neue Erfindung , um ein

Experiment handele . Wenn der AuSschußbcricht ferner einmal

sage , daß durch Verbot und Strafandrohung die Abhaltung
der kirchlichen Feier vor dem Civilacte verhindert werden könne,

so habe allerdings der Herr Staatsminister Recht , wenn er
bemerke , daß durch ein solches Verbot Conflicte absolut un¬

möglich nicht gemacht würden . Allein er denke , daß doch

neben diesem Verbot die Geistlichen auch Bildung und gesetz¬

lichen Sinn genug haben würden , um jedem Conflicte auS dem

Wege zu gehen . ES könne sein , daß auch bei Annahme der

Ausschußanträge sich Jnconvenienzen ereigneten . Allein diese

zu vermeiden habe der Einzelne in der Hand , wenn er sich,

falls er die kirchliche Einsegnung wünsche , nur vorher mit
dem Geistlichen verständige und sich so vergewissere , ob kirch¬

liche Hindernisse vorhanden seien oder nicht . Der Abg . Russell

werfe dem Ausschüsse Inkonsequenz vor . Er sehe nicht ein,

worin diese Inkonsequenz liegen solle . Wohl aber sei es in-

consequent , wenn der Abg . Russell  einmal die Einführung
der fakultativen Civilehe empfehle und dann den Standpunkt

vertheidigc , daß für den Staat die Kirche gar nicht bestehe.
Weßholb stelle der Abg . Russell  denn keine bestimmte Ab-

änderungsanträgc ? Weßhalb stelle er sich trotzdem auf den

Standpunkt der Regierungsvorlage , die doch auch ein Gebot
an die Geistlichen enthalte , vor Einbringung der Bescheinigung

des weltlichen Beamten keine Trauung vorzunehmen ? Er
empfehle die Annahme der Ausschußanträge.

Schluß der Debatte . Der Abg . Eissel  beantragt

namentliche Abstimmung . Der Ausschußantrag 2 wird mit

26 gegen 4 Stimmen angenommen . Dafür stimmen die
Abgeordneten Bargmann,Blunck,Bünne meyer , Ca m-

mann , EilkS , Eissel , Graepel , Hoher , Huchting,
Hullmann , Lenzler , Lübbcn , MaaS , Massing,

Müller , OldejohannS , Propping,Ramien , Rüde-
dusch , Schildt , Schomann , Selkmann , WillerS,

Wulff , Abels , Ahlhorn.

Dagegen die Abgeordneten Russell , von Hammel,

Schwegmann , Stukenborg.
Es fehlen die Abgeordneten Bulling (beurlaubt ) und

S trodth off (krank ) .
II . Bericht des Quotenausschusses nber ' daS

Beitragsverhältniß der Provinzen zu den Ccn-

trallastcn des Großhcrzogthums.

Der Präsident Hullmann  übernimmt den Vorsitz.
Die Majorität des Ausschusses (H oy er , Ma a S, S chi ldt,

Wulff)  hat den Antrag gestellt:
der Landtag möge beschließen , daß die Beiträge zu
den Kosten des nordeutschen Bundes und der Ver.

tretung bei demselben , als Einzelausgaben , den Be¬

stimmungen des Au ndesgesetzes gemäß , nach Seelenzahl
auf jede der drei Provinzen des GroßherzogthumS zu

verrechnen und zur Auszahlung an die Cassen dersel¬
ben zu verweisen sind.

Die Minorität (Eissel , Massing)  stellt den Antrag:

der Landtag wolle den Antrag der Majorität ver¬
werfen.

Reg .- Commissär Rtthstralt Die Staatsregierung könne

sich mit dem Anträge der Majorität in keiner Weise einver¬

standen erklären , weil derselbe in offenbarem Widerspruche

mit den klaren Bestimmungen deS Staatsgrundgesetzes stehe.

Der Art . 195 Z. 4 desselben enthalte den Grundsatz , daß die

GesammtauSgaben deS GroßherzogthumS diejenigen seien, welche

für gemeinsame Angelegenheiten und Einrichtungen geleistet
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würden, und in Consequenz dieses Grundsatzes seien sodann
eine Reihe van gemeinsamen Leistungen angeführt, und seien
hierzu im Z. 3 insbesondere die ans dem Verhältnisse zum
deutschen Staatenverband entspringenden Leistungen gerechnet.
Der Z. 2, den der Majoritätsantrag für wegfällig erachte,
sei aber noch entschieden anwendbar und entspräche auch dem
von-ngestcllten allgemeinen Grundsätze. Er dürfe sich gestatten,
den Ausschußbericht einer näheren Prüfung zu unterziehen.

Wenn derselbe die veränderten politischen Verhältnisse
betone, so scheine darauf Gewicht gelegt zu werden, daß der
deutsche Staatcnverband sich aus einem Staatenbundc in ei¬
nen Bundesstaat verwandelt habe. ES handele sich hier aber doch
immer noch um Ausgaben, die aus dem Verhältnisse des Groß¬
herzogthums zum deutschen Staatcnverdande. also aus einer
allen drei Provinzen gemeinsamen Angelegenheit entspringen.

Es komme aber noch folgendes Moment in Betracht:
AlS das Staatsgrundgesetz von l849 berathen und er¬

lassen sei, tagte in Frankfurt die deutsche Nationalversamm¬
lung, welche nicht einen Staatenbund, sondern ein deutsches
Reich gründen wollte. Trotzdem seien in das alte Staats-
grundgesetz dieselben Bestimmungen ausgenommen, wie sie in
dem revidirkc» ständen, indem in Art. 223 die Ncrtheünng
nach Quoten und in Art. 153 die Bestimmung getroffen wäre,
welche Angelegenheiten als „gemeinsame" zu betrachten seien.
Es ginge hieraus klar hervor, daß unsere Gesetzgebung der
Art des deutschen Staatenverdandeskeinen Einfluß auf das
Quotcnverhältnjß der drei Provinzen habe cinräumen wollen.

Ans Mg . 2 des Ausschußderichtcs werde gesagt, daß
GesammtauSgaben solche seien, bei welchen nicht eine Ver-
thcilnng auf das Einzelne flattgefunden habe, oder stattfindcn
konnte. Vertheilung auf das Einzelne, was hieße das? Solle
cs bedeuten, daß der norddeutsche Bund jetzt Kopfsteuern ein-
gefnhrt habe? Dem Bunde aber ständen ja nur die einzelnen
Staaten als solche gegenüber und diese vertheilten selbstständig
die Umlagen desselben über ihr Gebiet. Wenn der Bund die
Bevölkerungszifferals Thcilungsmodns bestimme, so wisse der¬
selbe sehr wohl, daß dieser Thcilnngsmodns verwerflich sei,
er konnte aber nicht anders, weil er die Leistungsfähigkeit der
einzelnen Staaten zu einander nicht abschätzen konnte. Dies
könnten aber Wohl die einzelnen Staaten hinsichtlich ihrer
Provinzen und durch Art. 195 seien wir zu einer solchen
Repartitioii nach der Leistungsfähigkeit derselben geradezu ge¬
zwungen.

Wenn man den Ausschußbcricht lese, so sollte man glau¬
ben, daß die Matrikularnmlagen für den Bund etwas ganz
Neues seien. Wer aber nur eine Zeit lang in dem Finanz¬
ausschuß gesessen habe, werde wissen, daß auch der alte deutsche
Bund schon Matrikularnmlagen, z. B . für die Bundesfestun-
gcn, anszuschreibcn pflegte. Trotzdem habe das Staatsgrund¬
gesetz die Matrikularnmlagen zu den nach dem Quvtenvcr-
hältnisse aufznbringendcnAusgaben gerechnet.

Auf Mg'. 4 suche der Bericht der Mjoritär ferner nach-

Berichte. XVI. Landtag.

! znweisen, daß Birkenfeld nach der Vorlage der Staatsregie»
j rung an Centrallasten überhaupt weniger bezahle, als eS, nach
! Seelenzahl berechnet, zu den Kosten des norddeutschen Bundes

entrichten müßte. Mit anderen Worten: wenn Birkenfeld
gar nicht da wäre, so ständen die anderen Theile sich besser.

^Der Bericht stelle nämlich eine nach der Seelenzahl berechnete
j Summe von 23.925 Thlr. gegenüber der Summe, welche cs
j nach dem Voranschläge zahlen solle, so daß sich eine Difse-
i renz von ca. 1000 Thlr. ergebe, welche es weniger zu den
j Gesammtausgaben des Großherzogthums beitrage. In dieser*
! Rechnung sei der große Fehler Passirt, daß die Gebührnisse
! des Großhcrzoglichcn Hauses von un Ganzen 170,000 Thlr.
>bei der Ausstellung der Centraladgaben vergessen seien. Die
! Beiträge der Provinzen zu denselben seien in den Spezial-
? budgets ausgesührt und falle auf Birkenfeld hiernach eine

Summe von 13,000 Lhlr. , sodaß sich nicht ein Minus von
1000 Thlrn., sondern ein Plus von 12,000 Thlrn. ergebe.

Auf Mg . 187 sei ferner der Z. 3 des Art. 195 ans-
zulegen versucht. Dies verstehe er dahin, baß es für den
Fall der Unrichtigkeit der eben vorhergegangenen Deduktionen
habe gesagt werden sollen. Denn wenn die Deduktionen rich¬
tig, so komme es ja aus die Auslegung des Z. 3 nicht an.
Es sei nun zwar richtig, daß Steuerkraft und Domanimn
nicht ganz allein maßgebend sein sollten, Wohl aber sei es
unzweifelhaft, daß dies die Hanptfactoren seien und würde
man deßhalb doch ganz gewiß zu weit gehen, wenn man sie
ganz unberücksichtigt lassen wollte.

Endlich werden auf Mg. 188 die Gesammtausgabencharak-
terisirt alS solche, welche sich nur schwer theilen oder repar-
tiren ließen. Wer die Geschichte unseres StaatSgrnndgesetzes
kenne, wisse aber, daß nicht die Schwierigkeit der Vertheilung,
sondern der Charakter der Ausgaben als gemeinsame oder
provinzielle den Maßstab bildete. Ihrem Character nach
seien die Ausgaben für den norddeutschen Bund keine provin¬
ziellen, sondern gemeinsame Ausgaben.

Auf Mg . 193 berechnet der Berichterstatter der Min¬
derheit. was bei Annahme des Majoritätsantrages die ein¬
zelnen Provinzen zu den Centrallasten mehr oder weniger, als
im Voranschläge bestimmt, zn zahlen hätten. Die Berechnung
sei nicht ganz genau richtig. Lege man nämlich statt der
Milirärcontingents-Bevölkerung die Matrikularbevölkerungs-
zahl, statt der von der Minorität angewandten Procentsätze,
welche die Vorlagen für das Zustandekommen der Kronguts-
vorlage annehme, die von derselben für das Nichtzustande-
kommen dieser letzteren proponirten Zahlen zu Grunde, so
ergebe sich bei Annahme des MajoritätSanlrages für die
nächste Finanzperiode:

für das Herzogthum ein Schaden von 3750 Thlr.
für Lübeck mit Ahrensbök ein Vortheil

von . 26,875 Thlr.
für Birkenfeld ein Schaden von . . 23,125 Thlr.

Lege man aber die ganze 6jährige Quotenperiode zw
6
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Grunde, so ergeben sich in derselben Reihenfolge folgende
Zahlen: 8735; 61,574; und 52,841.

DaS Herzogthum sei den Schaden Wohl zu tragen im
Stande. Vergleiche man aber Birkenfeld, welches nach dem
Majoritätsantrage jährlich ca. 9000 Thlr. mehr und Lübeck,
welches jährlich ca. 10,000 Thlr. weniger an Ccntralabgaben
zahlen solle, so erscheine Birkenfeld im Vergleich mit Lübeck
enorm belastet. Birkenfeld bringe schon jetzt an Steuern,
Sporteln rc. ohne die Einkommensteuer jährlich auf: 62,190 Thlr.,

'Lübeck mit Ahrensbök jährlich dagegen 35,844 Thlr. Birken-
seld solle nach dem Voranschläge ferner einen Zuschlag von
Zo/o zur Einkommensteuer tragen und trotzdem schlösse dieser
noch mit einem jährlichen Deficit von 20,000 Thlr., welches
vorläufig durch ein vorhandenes Capital gedeckt werde. Lübeck
solle dagegen einen Zuschlag von nur Mch tragen und schließe
im Falle der Zncorporirung von Ahrensboek mit fast gar
keinem Deficit. Wenn der Vorschlag der Majorität Annahme
fände, so wachse das jährliche Deficit Birkenfelds auf 30,OOOTHlr.,
Lübeck aber könnte Steuern abschaffcn.

Schließlich bemerke er noch, daß bei Aufstellung des mo-
dificirten Voranschlags im Jahre 1868 Niemand bezweifelt,
daß die Malricularbciträge zu den Gesammtausgaben gehören.
Gr hoffe, daß der Landtag jetzt in gleichem Sinne sich aus-
sprechen werde.

Abg. Wttlff zur Geschäftsordnung: Es schiene ihm in
der heutigen Sitzung ein ungewöhnlicher Geschäftsgang Platz
zu greifen. Nach der Geschäftsordnung habe zunächst der
Berichterstatter den Bericht vorzulesen oder zu rcferiren,
damit der Landtag erst einen klaren Ueberblick aus den Be¬
richten bekomme, doch hat der Negierungscommissärvorher
das Wort erhalten und ohne weiteres auf einen Theil sich
losgelassen.

Präsident: Es sei im Hause lange keine Sitte mehr,
daß der Bericht vorgelesen werde. Wenn der Herr Bericht¬
erstatter denselben aber zu ergänzen wünsche, so könne er das
Wort erhalten. Dem anscheinend gegen das Präsidium ge'
richteten Vorwurfe müsse er mit dem Hinweise auf die Ge¬
schäftsordnung begegnen, nach welcher die Herren Regierungs-
commissäre jeder Zeit, also auch vor den Berichterstattern
das Wort verlangen könnten.

Abg. Wulff als Berichterstatter: Er müsse zunächst
hcrvorheden, daß ed sich in dem Berichte deS Ausschusses
nur um eine Vorfrage handele, die zu erledigen sei, bevor die
Procentsätze der einzelnen Provinzen definitiv festgesetzt wür¬
den. Lehne man den Antrag der Majorität ab, so müsse
das Fürstenthum Birkenfeld einen höheren, das Fürstenthum
Lübeck einen niederigcren Procentsatz, als die Regierungsvor¬
lage wolle, annehmen.

Denn es stelle sich noch immer ein Mißoerhältniß her¬
aus, daß das Fürstcnthum Birkenfeld nach der Vorlage
der StaatSregiernng weniger zu den Centrallasten
bezahlt, als eS au Lasten dem Großherzogthum zumeist. Die

Majorität habe zunächst auf den Ccntral-Voranschlag Bezug
genommen. Im Ausschuß sei das Ergebniß der letzten
Volkszählung nicht bekannt gewesen und die Majorität habe eine
frühere, die Minorität die letzte Volkszählung angenommen;
die letztere werde aber die richtige sein, indem dieselbe Wohl
bei den in diesem Jahre von neuem fcstzusetzcndcn Matri-
cularbeiträgen maßgebend sein werde; darnach änderten sich
die Zahlen etwas; das Fürstcnthum Birkenfeld würde anstatt
1040 Thlr. nur jährlich 600 Thlr. dem Großherzogthum
mehr auferlegen, als es im Ganzen zu den Gesammtaus-
gaben des GroßhcrzogthumS nach den Centralvoranschlag
beitragen solle, dies mache für die Finanzperiodc 1800 Thlr.,
dazu für den Provinzialrath2125 Thlr. , für den Landtag
den achten Theil mit 2000 Thlr., mache zusammen 5925 Thlr.,
ferner noch die freie Verwaltung von den Ccntralbehörden,
die den Behörden znzuwendcnde Last, wäre nur nach Seclen-
zahl zu berechnen und es würde darnach auf Birkenfeld die
Summe von 32,747 Thlr. zu rechnen sein, so daß, wenn
der Großherzog das Fürstenthum Birkenfeld gegen die Ge¬
bührnisse des Großherzoglichen Hauses verschenke, das Herzog-
thnm und das Fürstenthum Lübeck einen Vortheil von min¬
destens 38,672 Thlr. für jede Finanzperiode haben würden.

Die Majorität habe sich die Frage vorgclegt, ob die
Gesammtausgaben des Großherzogthums nach Schaffung
des norddeutschen Bundes noch dieselben seien, wie früher,
und geglaubt, diese Frage verneinen zu müssen. Nach Art. 1 des
Slaatsgrundgcsetzes sei das Großherzogthum ein selbstständiger
Staat , als solcher stehe derselbe auch in dem Deutschen Staaten-
vcrbande. Der Norddeutsche Bund habe aber eine wesent¬
liche andere Lage geschaffen, indem das Großherzogthum nicht
mehr so selbstständig wie früher dastehe. Wenn vorher ge¬
sagt sei, das Großherzogthum stände als Ganzes den Aus¬
gaben und Einnahmen des Bundes gegenüber, so sei dies
nicht richtig, da der Bund diese von vorneherein vertheilc,
die Zolleiiiiiahmen nach Kopfzahl und ebenso die Matrikular-
ausgaden nach Kopfzahl und zwar wie dieselbe sich aus den ein¬
zelnen Provinzen ergebe. DaS Großherzogthum sei ferner
auch in militärischer Beziehung gcthcilt, jeder LandcStheil stelle
sein eigenes Militär. Wenn der Bericht der Minderheit sage,
daß im Falle ein Theil daS auf ihn fallende Couliugenl nicht
aufbringen könne, die anderen Thcile eintreten müßten, so sei
dies nicht richtig.

Wenn Lübeck nicht genug Mannschaften zu stellen ver¬
möge, so trete nicht das Herzogthum, sondern der Kieler Kreis
ein, die Fürstenthümer ständen in dieser Hinsicht in keiner Weist
zu Oldenburg, sie seien Preußischen Militär -Kreisen zugetheilt,
bildeten einen Specialkreis und müßten ihr Militär aufbrin-
gen nach Kopfzahl und nach dieser Kopfzahl werde auch zu dem
Militär im Norddeutschen Bund gezahlt. Wenn wir von diesem
Gesichtspunkte ausgingeu, so seien die im Staatsgrundgcsetze
angeführten Ausgaben ganz andere geworden. Art. 195Z. 4
sage ausdrücklich, welche Ausgaben als „Gesammtausgaben"
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anzusehen und nach Art. 195 Z. 3 auf die Provinzen zu
vertheiien seien; dieser Paragraph Weiche hierin von den ana¬
logen Bestimmungen des alten Staatsgrundgesetzcs ab, indem
er allgemeiner gefaßt sei. Für alle anderen Ausgaben sei
der Charakter als „Gesammtausgabcn" durch den ß. 1 aus¬
drücklich ausgeschlossen, so lange sie noch getheilt werden
könnten, weil eben jeder Landestheil möglichst selbstständig in
seinen Finanzen dastehen solle. Die Ausgaben zum Nord¬
deutschen Bunde seien aber nicht an Stelle der alten Bun-
desumlagcn getreten und deßhalb nicht unter Z. 4 Ziffer2
zu subsumiren. WaS Ziffer 9 anlange, so beziehe diese sich
auf ein selbstständiges oldenburgisches Kriegswesen, welches
in unseren früheren Budgets selbstständige Positionen gehabt
habe. Er glaube hier vorläufig addrechen zu sollen und be¬
halte sich vor, später auf die Ausführungen der Minderheit im
Einzelnen zurückzukommen.

Reg.-Commissär Ruhstrat : Der Vorredner lege Gewicht
darauf, daß das Kriegswesen ein anderes geworden sei. Das
sei richtig. Er sei hierauf früher nicht näher eingegangcn,
weil die fraglichen Ausgaben für das Kriegswesen jetzt unter
Ziffer2 des H. 4 fallen würden. Das frühere Staatsgrund-
gesetz habe in den Worten etwas anders gelautet, dem Sinne
nach aber dasselbe gesagt.

Abg. Eissel als Berichterstatter der Minorität. Der
Berichterstatter der Majorität habe seinen Bericht soeben in
Worten wieder vorgetragen und würde cs ihn zu weit führen, auch
seinen Bericht auf diese Weise noch einmal zur Kenntniß der Abge¬
ordneten zu dringen. Er könne nur wiederholen, daß die Annahme
des Majoritätsantrags eine Verfaffungsverletzung sei. Was
die Ausführungen der Majorität angehe, so seien dieselben
soeben vom Regierungstischeklar und überzeugend widerlegt.

' Nur auf einen Punkt, der in dem Minoritätsberichte nicht
enthalten, aber vom Herrn Regierungscommissär soeben er¬
wähnt worden sei, wolle er näher eingehcn, den Punkt näm¬
lich, daß, wenn der Norddeutsche Bund Matrikularumlagen
nach den Köpfen der Bevölkerungen einsühre, dieses gar nicht
etwas Neues sei. Bereits die Wiener Schlußacte vom Jahre
1820 habe in Art. 52 das Verhältnis und die Erhebung
solcher Matrikularumlagen genau geregelt.

Redner verliest den detr. Artikel 52.
Zrdem der Norddeutsche Bund die Kopfzahl als Ver-

theilungimodus beibehielt, habe er nicht etwas Neues geschaf¬
fen und wßhalb das Staatsgrundgcsetz, wonach das Domo-
nium und die Steucrkraft die ausschließlichen Factoren zur
Ermittelung deS Beitragsverhältnisses der einzelnen Provin¬
zen seien, auch nicht alterirt. Die Minorität habe sich auf den
rechtlichen Standpunkt gestellt und das Materielle des Majo-
ritätsantraget nicht weiter berührt. Ueber daS Verwerfliche
der Kopfsteuci sei man längst einig. Es liege in der Natur
der Sache, daz in den Fällen, in welchen cs sich um Schutz
und Zwecke dei Staats oder um allgemeine Calamitätcn han¬
dele, es Pflicht der Staatsbürger sei, persönlich einzutreten,

allein wenn eS sich um Aufbringung öffentlicher Lasten, Ab¬
gaben re. handele, dann dürfe nur die Steuerkraft und Leistungs¬
fähigkeit der Einzelnen in Anspruch genommen werden. Es
sei dies ein Grundsatz, den nicht nur unsere Gesetzgebung, sondern
auch die der anderen deutschen Staaten zur Durchführung
gebracht habe. Wollte man die Consequenzen des Majori-
tätsantrages ziehen, so müßten auch die Lasten der einzelnen
Provinzen, schließlich auch der einzelnen Aemter, ja der ein¬
zelnen Gemeinden aus die Köpfe vertheilt werden und damit
würde Herr Klävemann  in Oldenburg wohl sehr zufrieden
sein. Die Aenderung, die der Herr Regierungscommissär mit
der Berechnung in dem Minoritätsberichtc vorgenommen,
möge Wohl richtig sein; der .Berechnung sei die effeetive
Bevölkerungszahl statt der Bevölkerung nach der Matrikel
irrthümlich zu Grunde gelegt. Einen Punkt wolle er aber
noch hervorhcbcn. Es heiße in dem Ausschußberichtc der Ma¬
jorität, daß Birkenfcld immer eine bevorzugte Stellung ein-
nehme. Er müsse hieraus erwiedern, daß Birkenfcld bisher
eine solche Stellung noch nie eingenommen habe und auch
nicht einnehmen wolle, Birkenfeld wolle keine Begünstigung,
allein eins verlange es — Gerechtigkeit. Meine Herren,
haben Sie bisher Gerechtigkeit geübt, so üben Sie sie auch
heute und lehnen Sie den Majoritätsantrag ab.

Abg. Wulff als Berichterstatter: Er habe nur noch
Einiges zu bemerken. Wo cs hiuführen solle, wenn mit dem
Vertheilungßmodus der Kopfzahl weiter nach unten gegangen
werde, sei eine müssige Frage. Hier handele cs sich um Gc-
sammtausgaben, die unter einzelnen Provinzen zu vertheilen
seien, nicht um Nepartitionen zwischen Gemeinden und Ein¬
zelnen. Habe jede Provinz ihre eigenen Cassen, so müsse
sie auch für sich ihre Abgaben und Lasten tragen. Wie sie
dieselben aufbringe, sei ihre eigene Sache und daß die Vertheilung
der Last in den Provinzen selbst nach Steuerkraft der rich¬
tige Vertheilungß-Modus sei, erkenne er vollständig an, indem
ein Gesammtintcreffe der Bewohner sich daranknüpfc. Zwischen
den Provinzen liege aber gar kein Gesammtintercsse in der
Weise, wie wir zum Norddeutschen Bunde standen, vor. Wenn
man darauf Hinweise, daß die Verhältnisse unter dem Nord¬
deutschen Bunde sich nicht geändert hätten, so glaube er im
Gegentheil, daß wesentliche Unterschiede vorhanden wären.
Der frühere Bund habe keine selbstständigen Einnahmen gehabt.
Weshalb habe Birkenfeld denn keine eigenen Zolleinnahmen mehr
und mache doch darauf Anspruch? Werden die Einnahmen nach
Kopfzahl ans die deutschen Staaten repartirt, warum sollen
denn nicht konsequenter Weise auch die Ausgaben nach Kopf¬
zahl repartirt werden? Wenn man schließlich aus das Mit-
leidsverhältniß Birkenfelds Hinweise, so sei dies in Wirklich¬
keit ganz anders. Seien die Ordinärgcfälle bei uns auch
nicht Grundsteuern? Birkenfeld sei ein Staat , so günstig ge¬
stellt, wie sonst keiner in Europa. Die Bewohner zahlten an
Gesammtabgaben an den Staat , nach Volkszahl berechnet,
pro Kopf 2 Thlr. 16 gs.. während die Bewohner Lübecks,

6»
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pro Kopf 3 Thlr. 16 gs. zahlten. Die Commiinalabgaben
würden wohl noch eine höhere Summe aufzuweisen haben. In
Birkenfeld hätten die Gemeinden einen großen Grundbesitz,
einige Gemeinden, z. B . die, wo der Abgeordnete Massing
seinen Besitz habe, zahlten alle ihre Gemeindclasten ans den Er¬
trägen der Forsten und hätten keine Wegelast, kein Chaussee¬
geld, überhaupt nichts mehr zu zahlen. Das Forstareal von
28,000 Morgen, welches das Fürstenthum Birkeufeld als
Gemeiudeforsten aufweise, liefere hohe Erträge zu den Ge-
meindeabgabcn. Vergleiche mau die Schätzung des Kataster-
reiuertrages in Birkeufeld und Lübeck, so stelle sich der Rein¬
ertrag des crsteren, der 20 Jahre älterer Schätzung aufweise und
folgedcm zeitgemäß höher anzunehmen sei, ja daß der Grundbesitz
gerade in der Zeit wesentlich auf das Doppelte gestiegen, mithin
um das Doppelte auch auzunchmen sei, auf gleiche Höhe. Wo solle
es denn Herkommen, daß Birkeufeld schlechter gestellt sei als
Lübeck? Letzteres Fürstenthum habe mehrere hunderttausend
Thaler besessen, die seien verschwunden, cs Habs jetzt dagegen
mehrere hunderttausend Thaler Schulden, für das Gemein¬
wohl sei nichts vom Staate gethan und die Gemeinüclast sei
sehr hoch, auch dazu sei der Grundbesitz schwer mit Procent-
schulden belastet. Birkeufeld dagegen habe nach Abgang der
Schulden noch ein Staatsvermögen von 63,000 Thlr. Sehe
man ferner die Verhandlungen des 13. Landtags nach, so
könne man ersehen, daß nach einer Bemerkung des Abgeord¬
neten Segelken bei Gelegenheit der Verhandlungen über die
Brücke zu Idar constamt sei, daß die Steinschleisereien zu Ober¬
stein einen Capitalwerth von 1,200,000 Thlr. haben, außer¬
dem gäbe cs noch die Fabrikzwcige der Goldschmiede, Gravierer,
Bohrer u. s. w., wogegen das Fürstenthum Lübeck nichts auf¬
zuweisen habe. Birkenfeld sei aber stets günstig gestellt ge¬
wesen und nach der Vorlage der Staatsregierung, solle das
Herzogthum zu Gunsten desselben noch ein Proccnt mehr über¬
nehmen. Woraus solle sich dies rechtfertigen? Das Recht
spreche nur für Lübeck. Das StaatsgrnndgcsetzArt. 195H. 3
verweise, außer der Berücksichtigung der Steucrkraft und des Do-
manialvermögens, auf die „gemachten Erfahrungen." Die
Slaatsregierung habe nun die Erfahrung gemacht, daß die Her¬
anziehung des DomaniumS in der früheren Weise sich nicht
rechtfertigen lasse. In der Vorlage sei angenommen, daß ein
Drittel des Domanialvermögens aus jeder Provinz vorweg zu
den Gesammtausgabendes Großherzoglhums verwendet werde
und der dann fehlende Thei! der GesamnttauSgaden, nach
der Steuerkraft von den Provinzen aufzndringen sei; hätte
dieser Grundsatz bei der Ermittlung der Procentsärze für die
Aufbringung der Gesammtausgaben dcS Großherzogthnms
für die Jahre 1863,69 seine Anwendung gefunden, so hätte
das Fürstenthum Lübeck jährlich ungefähr 12,000 Thaler
weniger zuzahlen gehabt, mithin habe man darnach für die
sechsjährige Periode 70 bis 80,000 Thlr. zuviel genommen,
in der vorletzten Periode, wo wir 130ch zahlten, mache das
Doppelt so viel, so daß man von dem Fürstenthum Lübeck

während der letzten 20 Jahre mehrere hunderttausend Thaler
zu viel genommen habe. Warum habe die Staalsregierung
die staatSgrundsetzlich vorgcschriebene gemachte Erfahrung
nicht in der Vorlage ausgenommen? Das Fürstenthum Lübeck
scheine wieder in der Vorlage der StaatSregiernng sehr in
seinem Rechte gekränkt.

Die Berechnung der Minorität sei im ganzen unrichtig
in Zahlen. Auch würde daS Herzogthum keinen Schaden
haben, sondern noch Vorthell, wenn cs dem Fürstenthum
Birkeufeld nicht das 1 Procent zu viel abnehme.

Präsident : Wir haben heute nur zu entscheiden, ob
nach dem Staalögrundgesetze die Bundeslasten als „Gesammt-
aus,gaben" aufzufassen seien oder nicht. Er habe vorher die
Absicht gehabt, die Redner zu ermahnen, sich hierauf zu be¬
schränken. Nachdem aber auch der Herr Ncgicrungscommissär
andere materielle Fragen mit hereingezogen, habe er geglaubt,
auch die folgenden Redner nicht beschränken zu sollen, wolle
aber daran erinnern, daß die aiigezogenen Zweckmäßigkeits¬
gründe hier nicht zur Erörterung ständen.

Reg.-Commissär Rlchstmt: Er beschränke sich darauf,
den vom Abg. Wulff  der StaatSregiernng gemachten Vor¬
wurf zurückzuweisen, ats ob Lübeck bei den früheren Quoten-
tenvcrechnungen Unrecht geschehen sei.

Abg. Schomanu : Auch er beschränke sich ans zwei
Worte. Er wünsche, er könne mit dem Abgeordneten Wulff
ansrusen, daß Birkenfeld der glücklichste Staat in Europa
sei. Das wäre aber Wohl nur eine Redensart und der Herr
Abgeordnete werde sich auch Wohl überzeugt haben, daß seine
Worte nur in diesem Sinne vom Hause aufgenommen seien,
lieber den Begriff „Glück" wäre er verschiedener Ansicht.
Wenn nach dem Abgeordneten Wulff  der Staat am glück¬
lichsten siiuirt sei, wer auf den Kopf seiner Bevölkerung die wenig¬
sten Steuern habe, so müßten Wohl die Eskimo und Lapp¬
länder die glücklichsten Völker sein, die, wie er meine, gar kstne
Steuern zahlten. Er glaube aber, daß man zu solchen Ex¬
travaganzen, anders könne er sich nicht ausdrücken, nicht still-
schweigen dürfe, damit es nicht den Anschein habe, als ob
man sie genehmige. Was die Oberstelncr Industrie arlangc,
so bemerke er, daß die Goldiudustrie eine Industrie rnächter
Golbwaaren sei und mcnn man diese Industrie dem Grund¬
besitze gegenübcrstellc, so glaube er die Thatsache nicht ver¬
schweigen zu dürfen, daß eine Gegend, die von den schweben¬
den politischen, wiilhschaftlichen und soeialen Fragen so av-
bänge, daß selbst der König in Abesshnien auf ihre Industrie
einwirke, Wohl nicht mit dem Grundbesitze verglichen werden
könne, der i» sich eine stets glcichvleivende Sreurkraft trage
und den Werthschwankungen nur in geringem Aaaße ansge¬
setzt sei. Was insbesondere den Verlust anlarge, den das
Fürstenthum durch die Ucbcrtragung der iudnecten Steuern
an den Bund erlitten habe, so sei ihm auf dan letzte» Pro-
viiiziallandtage von dem Herrn Regierungspräsidenten von
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Finkh  die Mittheilung gemacht, daß dieser Verlast sich auf
eine sehr erhebliche Summe belaufe.

Abg. Hoyer : Wenn er sich dem Majoritätsantrage
angeschlossen habe, so sei ihm Wohl bewußt gewesen, daß die
Sache eine Menge Schwierigkeiten in sich trage und das Her¬
zogthum bei Annahme desselben keinen Vortheil habe. Die
Frage sei nicht so sonnenklar und einfach, wie die Staats¬
regierung zu meinen schiene. Er müsse sich zunächst fragen:
was sei„Gcsammtausgabe." Gehe man von der Ansicht aus,
daß die hier bestrittenen Ausgaben den absoluten Charakter
von Gcsammtausgaben auch jetzt noch besäßen, so würde er
sich nicht der Majorität angeschlossen haben, er glaube aber,
daß durch die in Folge der norddeutschen Bundesverfassung
ins Leben getretenen politischen Veränderungen diese Ausga¬
ben ihren früheren Character ciugebüßt hätten. Man nehme
den Fall einer VormundschaflSrcchnung. Hier buche er jeden
Posten in die vorgeschriebenen Einzelrubriken und führe die
übrig bleibenden Ausgaben als Gesammtausgaben in einer
Rubrik auf. Die Bundesverfassung sage in Art. 58 ausdrück¬
lich, daß weder Bevorzugungen noch Prägravalionen einzelner
Staaten zulässig seien. Ferner in Art. 70, daß die Einnah¬
men, soweit sie nicht durch Bundessteuern gedeckt würden,
durch Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nach Maßgabe
ihrer Bevölkerung aufzubringcn seien. Er frage nun, sollten
wir das Bundeogesctz oder das Landesgesetz höher stellen, ha-
den wir es hier mit einer Summe von Einzelausgaben oder
mit einer Gcsammtausgabe zu thun. Auf die Zweckmäßig-
keilsgründe wolle er hier nicht cingehen. Wenn die Staats-
regierung der Auslegung des Landtags nicht zustimme, so
müsse ein Antrag auf Abänderung des Staatsgrundgcsetzes
gestellr werden. Dies aber konnten wir nicht vermachen.
Daß Birkenfeld und Lübeck jetzt in einem ganz anderen Ver¬
hältnisse zum Herzogthum ständen, läge auf der Hand. Sie
seien gleichsam eigene kleine Staaten im Bunde und müßten
dasselbe Schicksal haben, wie die anderen kleinen Ländchcn,
welche alle mehr oder weniger getroffen würben. Die Zah¬
len in dem Minoritätsdcrichte habe er nicht genau geprüft,
auf den ersten Blick schienen sie ihm aber nicht ganz richtig
zu sein.

Rkg.-Commisscir Ruhstrat : Der Herr Vorredner be¬
rufe sich auf Art. 70 der Bundesverfassung nnd frage, ob
diese den Landesgesetzen vorginge oder nicht. Das sei nicht
ganz verständlich. Wenn gesagt werde, daß die Matrikular-
beiträge nach der Bevölkerung umgelegt werden sollten, so habe
der Bund doch die Staaten als Ganze vor sich nnd frage
es sich nun nach den Landesgesetzenweiter, wie diese Ausgaben
im Einzelnen von den Staaten vertheilt werben. Der Art. 195
des oldenbnrgischen Staatsgrundgesetzcs bestimme, daß diese
Vertheilung unter den drei Provinzen des Großherzogthums
nach Quoten zu geschehen habe. Der Artikel sei deßhalb
durch die Bundesverfassung in keiner Weise alterirt.

Abg. Schumann : Wenn der Abg. Hoher  bemerke, daß

cs darauf ankomme, ob das Bundes- oder Landcsgesctz Gel¬
tung haben solle, so sei diese Präcisirung der Frage unrichtig.
So weit das Staatsgrundgesetz Bestimmungenenthalte, welche
mit der Bundesverfassung in Widerspruch ständen, so seien
diese von selbst durch die letztere aufgehoben worden. Wenn
das Bundesgesetz etwas bestimme, so gelte lediglich dieses,
wenn aber nicht, so bleibe das Landesgesetz in Kraft. Wenn
der Art. 70 der Bundesverfassung das ausdrücken wolle, was
der Abg. Hoher  meine, so müsse es heißen statt „durch Bei¬
träge der einzelnen Bundesstaaten nach Maßgabe ihrer Be¬
völkerungen," nach „Maßgabe der Bevölkerungen der einzel¬
nen Länder des Staates ". Die Länder des einzelnen Staa¬
tes seien aber für die Bundesverfassung gar nicht vorhanden.
Kein Jurist würde daher die Auslegung der Majorität gut-
heißen können.

Abg. Hoher : Ob alle Juristen mit dem Herrn Vorred¬
ner übcreinstimmen würden, sei ihm zweifelhaft. Er habe
hervorgehobcn, daß seiner Ansicht nach Gesammtausgaben die¬
jenigen seien, welche dem Ganzen dienten und sich von ihm
nicht trennen ließen. Für die Vertheilung derselben sei jetzt
in der Bundesverfassung ein Modus gegeben und sehe er
nicht ein, weßhalv dieser hier nicht Anwendung finden sollte.

Abg. Grristel: Er sei mir dem Anträge der Minorität
einverstanden. Es handele sich hier um die Auslegung der
Worte in Z. 2 ded Art. 195: „Verhältnis; zum deutschen
Staatenverbande." Das Einzige, was die Majorität mit ei¬
nigem Scheine für ihre Auffassung sagen könnte, wäre, daß
der bei Erlassung deS Staatsgrundgesetzcs vorhandene Staa-
tenverband, der deutsche Bund, nicht mehr bestehe und daß,
wenn ein neues Bundesverhältniß eingctretcn sei, dieses nur
nachH. 12 im Wege der Gesetzgebung für eine gemeinsame
Einrichtung habe erklärt werden können. Aber man habe in
H. 2 allgemein vom„Staatenverband" gesprochen und so jede
Aenderung desselben offen gehalten. Deßhalb sei auch eine
Aenderung durch die Gesetzgebung überflüssig. Die ebenfalls
unter den gemeinsamen Ausgaben erwähnte Vertretung im
Auslande werde jetzt gleichfalls durch den norddeutschen Bund
wahrgeuommen und müßten die Kosten derselben, wie billig,
auch uns mit zur Last fallen. Das Vcrhältniß zum nord¬
deutschen Bunde sei eben etwas für alle drei Provinzen Ge¬
meinsames und deßhalb nicht in Einzelausgaben desselben zu
trennen.

Abg. Russell: Er wolle nicht alle bereits aufgeführten
Gründe wiederholen. Aus juristischen Motiven scheine.auch
ihm der Antrag der Majorität nicht haltbar. Es sei keine
Aenderung eingetreten. Man habe sich auf dem letzten Land¬
tage gefragt, ob eine Aenderung des StaalSgrundgesetzesin
Folge der Bundesverfassung in die Hand zu nehmen sei, aber
davon abgesehen, indem man anerkannte, daß die Bundesge-
sctzgebung der LandeSgesetzgcbung von selbst dcrogire. Er
müsse daher auch die Ablehnung des Majoritäts -Antrags
empfehlen.
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Abg . Wulff als Berichterstatter : Es sei darauf Bezug
Leuommen , daß in den politischen Verhältnissen keine Aende-
rung eingetreten sei. Warum habe man aber beliebt , als die
deutsche Reichsverfassung zu Grade ging , sogleich zu einer Re¬
vision des oldenburgischen Staatsgrundgesetzes zu schreiten und
Oldenburg wieder als selbstständigen Staat hinzustellen , in¬
dem man alles auf das deutsche Reich Bezügliche Herausnahme
Der norddeutsche Bund habe wiederum ganz neue Verhält¬
nisse geschaffen und könnten deßhalb die Beiträge , die er for¬
dere , nicht denen des alten Bundes gleichgestellt werden . Das
Großherzogthum habe jetzt die alte Selbstständigkeit nach Au¬
ßen und in den oberen Berwaltungs Zweigen verloren , es sei
ein in Norddeutschland zerfallender Staat , und besitze nur
noch eine Provinzen ähnliche beschränkte Verwaltung im In¬
nern , Warum flössen denn jetzt die Zollgelder in die nord¬
deutsche Bundescasse und gingen nicht wie früher auf die Pro¬
vinzen über ? Tie Einnahmen im Norddeutschen Bunde seien an¬
dere . wie die im deutschen Staatenc -ervande . und die Lasten soll¬
ten noch dieselben sein ? Was die anderen Verhältnisse beträfe,
die hervorgehoben seien, so wolle er darüber hinweggehen,
müsse aber bemerken , daß auch Lübeck mit einem Deficit von
31,000 Thlr . schließe , welches sich noch um einige Tausend
Thaler vergrößern würde , wenn Ahrensbök einverleibt würde.
Deßhalb Hobe sich auch der Provinzialrath gegen die Einver¬
leibung ausgesprochen , beider sei aber die Einverlcibungsvor-
lage von der Regierung immer noch nicht vorgelegt , umhin
sei die Finanzlage des Fürstenthums , so wie dieselbe dem
Provinzialrath vorgelegt sei, eine ganz andere , als sie von dem
Herrn Regierungscommisfär hcrvorgehoben sei.

Schluß der Debatte . Der Ausschußantrag der Majori¬
tät wird in namentlicher Abstimmung mit 25 gegen 5 Stim¬
men abgclehnt . Gegen denselben stimmen die Abgeordneten
Ca m mann , EilkS , Eissel , Graepel , v . Hammel,

Huchting , Hullmann , Lengler , Lübben , Massing,
Müller , Oldejohanns , Propping,Ramien,Rüdc-
busch , Russell , Schomann , Selkmann , Stuken¬
borg , Willers , Abels , Ahlhorn , Bargmann.

Dafür die Abgeordneten Hoyer,Maas , Schildt,
Wulff , Blunck.

Es fehlen die Abgeordneten Bulling und Strodthoff.

III . Zweite Lesung des Gesetzes für das
Großherzogthum , betr . einige Abänderungen
und Ergänzungen des Äblösungsgesetzes vom 11.
Februar  1851.

Viceprästdent Gräpel  übernimmt den Vorsitz.
Zu Art . 1 8 - 1 und 2 sind keine Abänderungsanträge

gestellt.
Zn 8 - 3 hat der Reg . - Commissär Janßen  folgenden

Antrag gestellt:

Der Art . 1 8 - 3 erhalte folgende Fassung:
Im Falle des Z. 2 hört die abzlllöscnde Berechti¬

gung nicht schon mit dem Abschluß deS Contracts,
sondern erst mit der Zahlung des AblösungscapitalS
auf , und zwar dergestalt , daß:

1) soweit cs sich um Geldrcnten , Naturalien und
Dienste handelt , dieselben bis dahin sort-
geleistet , —

2 ) soweit eS sich um Antrittsgelder handelt , statt
der Fortleistung derselben jährlich 4 ^ deS Ab-
lösungscapitals bis dahin entrichtet werden.
Der Berechtigte muß auf Verlangen deS Ver¬
pflichteten denselben mit der Bezahlung des Ab-
lösungscapitals auf mindestens 2 Jahre , vom
Abschluß des Ablösungsvertrages ungerechnet , be¬
fristen.

Dieser und die folgenden Anträge des Reg .- Commissärs
sind gestellt nach der Reihenfolge der Zusammenstellung zur
zweiten Lesung.

Abg . HullMMN als Berichterstatter : Der Antrag solle
einige Zweifel lösen , die bei einer Befristung mit der Zahlung
des AbläsungScapitals eiutreten könnten . Der Ausschuß
habe sich mit der vom Herrn Reg .-Commissär vorgeschlagenen
Fassung einverstanden erklärt.

Der Antrag 1 des Reg .-Commissärs zu 8 - 3 wird an¬
genommen.

Der Antrag 2 des Reg .-Commissärs lautet:
Dem Art . 1 werde folgender Z. 4 nachgefügt:

Wenn dem Staat oder einer unter staatlicher Auf¬
sicht stehender Verwaltung öffentlicher Fonds die ab¬
zulösende Berechtigung zusteht , so kann der Ablösungs-
Vertrag in der Weise abgeschlossen werden , daß die
zuständige Behörde in einem schriftlichen AblösungS-
antrage dem Verpflichteten die Art und den Betrag
der abzulöscnden Berechtigung sowie deS Ablösungs-
capitals und sonstige in Betracht kommende Thatum-
stände mittheilt , mit der Aufgabe , etwaigen Wider¬
spruch binnen 4 Wochen zu erheben . Der Vertrag
wird als mit der Zustellung des Ablösungsantragcs
abgeschlossen angesehen , wenn in dieser Frist kein
Widerspruch erfolgt.

Abg . Hullmann als Berichterstatter : Der Antrag be¬
zwecke, den Verwaltungsämtern bei den vielen Ablösungen,
welche das Gesetz Hervorrufen würde , ein bequemeres Ver¬
fahren zur Disposition zu stellen . Der Ausschuß empfehle
ebenfalls die Annahme.

Antrag 2 des Reg .- Commisfärs wird angenommen.

Zu Art . 2 Z. 3 hat der Reg .-Commissär folgenden An¬
trag 3 gestellt:

Im Art . 2 ß . 3 anstatt : „wenn bei gleichem Min-
! destbetrage deS AblösungscapitalS - , zu setzen: »wenn

daS AblösungScapital mehr als 20 Thlr . beträgt , und " .

Abg . Hullmann als Berichterstatter : Der Antrag ent-
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halte nur eine Redactionsändcrung , gegen die nichts zu er¬
innern sei.

Zu Art . 2 ' tz. 4 hat der Reg . - Commissär Streichung
des Z. 4 beantragt.

Reg .-Commissär Jautzen : Er habe die Streichung aus
folgenden Gründen beantragt:

1) fehle es dem ß . 4 in seiner jetzigen Fassung an einem
geeigneten Präjudize für den Fall seiner Nichtbe¬
folgung.

2 ) würden die meisten Anträge auf Ablösung Wohl vom
Staate auSgehen . Der Staat würde sich neue Vor¬
drucke machen lassen und in denselben die gesetzlichen
Bestimmungen wörtlich anführen . Diese würden auf
solche Weise bald genug im Publikum bekannt werden.

Abg . HullmaMt als Berichterstatter : Aus praciischen
Gründen stimme der Ausschuß diesem wie dem folgenden An¬
träge 5 des Herrn Reg .-Commissärs bei.

Der Antrag 4 des Reg .-Commissärs wird angenommen.
Der Antrag 5 des Reg .-Commissärs lautet:

Den Art . 3 Z. 3 zu streichen , falls Art . 1 ß . 3 in
der obigen Fassung angenommen wird.

Der Antrag 5 wird angenommen.
Zu Art . 5 des Entwurfes sind eine Reihe von Ab-

ändcrungsanträgen gestellt.

Der Antrag 1 des Reg .- Commissärs lautet:
Der Arr . 5 Z. 1 erhalte folgende Fassung:

Wenn eine unvertheilte Gcldrentc aus einer oder
aus mehreren oder auf allen mit gesondertem Grund-
steuerreinertrage in den Catastern aufgeführten Par¬
zellen einer geschlossenen Stelle hastet , . . . . .
vereinbaren , daß diese Rente ganz oder zu be¬
liebigen Theilen über alle oder mehrere Parzellen
der geschlossenen Stelle repartier , oder auf eine
Parzelle gelegt werde . Die Vertheilung einer
gleichen Rente über Parzellen , welche nicht zu einer
geschlossenen Stelle gehören , aber zusammen auf
einem Folium in den Catastern aufgeführt stehen,
geschieht nach dem Fuße des Grundsteuer-
reincrtrages , wobei die zu repartirendcn Renten-
theile biS zu 100/g von dem genau ermittelten
Betrage abweichen dürfen.

Der Antrag 7 desselben:
Im Art . 5 Z. 1 anstatt »Berechtigung " zu setzen:
»Geldrente - ,

Der Antrag 8 desselben:
Im Art . 5 Z. 2 den Abs . 3 so zu fassen:

Der Widerspruch eines Verpflichteten ist nur zu
berücksichtigen , wenn von ihm gleichzeitig andere
Vorschläge wegen der Umlegung gemacht werden.
Diese sind anzunehmen , soweit dadurch nach dem
Erachten der umlegenden Behörde die Sicherheit

der Reine nicht gefährdet , und das Hebungswcsen
nicht durch die große Zersplitterung derselben be¬
einträchtigt wird.

Der Antrag 9 endlich desselben:

Der Art . 5 Z . 3 erhalte folgende Schlußfassnng:
. . . . sie Ablösung zu verlangen , nur An¬

wendung , wenn die Rente vor der Umlegung mit
einem Capital von höchstens 20 Thlr . abgelöst
werden konnte.

Der Abg . Hullmann  hat folgenden Antrag gestellt:

Im Art . 5 Z. 2 der Zusammenstellung in dem ersten
Satze : »Steht in solchen Fälleu die Berechtigung
dem Staate zu «, vor „zu -- ' einzuschalten : „ oder ei¬
nem durch eine staatliche Behörde vertretenen Fonds « .

Ferner hat der Abg . Hullmann  folgenden Verbesserungs-
Antrag gestellt:

Der Art . 5 erhalte folgende Fassung:

Z . 1 . Wenn eine Geldrente auf einer ge¬
schlossenen Stelle oder auf einem Theile derselben
oder auf mehreren zu keiner geschlossenen Stelle ge¬
hörigen , mit gesondertem Steuercapital in den Ca¬
tastern aufgeführten Parzellen hastet , so kann die¬
selbe durch Vereinbarung zwischen dem Verpflichteten
unv dem Berechtigten , ohne daß dritten Personen
ein Widerspruchsrechl zusteht , über alle oder mehrere
gesonderte aufgcführte Parzellen der geschlossenen
Stelle bezw . des pflichtigen Complexes repartirt
oder auch auf eine derselben gelegt werden.

Z. 2 . Außerdem kann jede Geldrente durch
gleiche Vereinbarung in beliebiger Weise über alle
in derselben Gemeinde , in welcher das verpflichtete
Grundstück liegt , belegene Parzellen des Verpflichteten
oder über einige derselben repartirt oder auch auf
eine derselben gelegt werden , wenn vorher mittelst
einer öffentlichen Aufforderung nachgewiesen ist, daß
der beabsichtigten Umlegung dingliche Rechte dritter
Personen nicht cntgegenstehen.

Die Aufforderung ist von der für Repartitions-
suchen zuständigen Behörde in dem für die öffent¬
lichen Bckannmachungen der Behörden bestimmten
Blatte zu erlassen und muß die durch die Umlegung
zu belastenden Parzellen , sowie den Rentendetrag,
welcher auf jede derselben gelegt werden soll , an¬
geben und zur Erhebung etwaigen Widerspruchs
dritter Personen eine mindestens vierwöchige Frist
bei Strafe des Ausschlusses anberaumen.

Nur solche dingliche Rechte an dem zu be¬
lastenden Grundstücke begründen ein Widerspruchs¬
recht , welche nicht auch gleichmäßig auf das ver¬
pflichtete Grundstück sich erstrecken.
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Der angedrohtc Ausschluß tritt mit Ablauf der
Frist in Kraft, ohne daß ein Ausschlußbescheid ab¬
gegeben wird.

ß. 3. Steht die Geldrente dem Staate oder
einer unter staatlicher Aussicht stehenden Verwaltung
eines öffentlichen Fonds zu, so kann die für Ne-
partitionssachen zuständige Behörde einseitig ver¬
füge», daß die Rente in der in demZ. 1. bez. H. 2
gedachten Weise umgelegt werden soll. Alsdann
hat diese Behörde nach ihrem Ermessen einen Um¬
legungsplan aufzustellen, denselben mindestens vier¬
zehn Tage lang öffentlich auszulegen und in dem
für die öffentlichen Bekanntmachungen der Behör¬
den bestimmten Blatte Ort und Zeit der Aus¬
legung bekannt zu machen unter Bestimmung einer
ferneren mindestens vierzehntägigen Frist zur Er^
Hebung etwaigen Widerspruchs seitens der Verpach¬
tete». Hierbei können alle gleichzeitig für dieselbe
Gemeinde verfügten Umlegungen in Einem Um¬
legungsplan und in Einer Bekanntmachung zusam-
mengefaszt werden.

Für die Fälle des 8- 2 kann mit dieser Be¬
kanntmachung die Aufforderung an die bethei¬
ligten dritten Personen in der Weise verbunden wer¬
den, daß wegen der durch die Umlegung zu be¬
lastenden Parzellen und den aus dieselben zu legen¬
den Rcntenbcträge lediglich aus den ausgelcgten
Umlegungsplan Bezug genommen wird; cs ist in-
deß in der Bekanntmachung nachrichtlich zu be¬
merken, wie hoch die Belastung derjenigen Parzelle,
in Procenten ihres Grundsteuer-Reinertrags auS-
gedrückt, sich beläuft, welche von den sämmtlichen
betroffenen Parzellen nach Verhältniß dcS Grund¬
steuer-Reinertrages am höchsten belastet werden soll.

Der Widerspruch eines Verpflichteten ist nur zu
berücksichtigen, wenn von ihm gleichzeitig andere
Vorschläge wegen der Umlegung gemacht werden.
Diese sind anzunehmen, soweit dadurch noch dem
Erachten der umlegenden Behörde die Sicherheit
der Rente nicht gefährdet und das Hebungswesen
nicht durch große Zersplitterung beeinträchtigt wird
und sofern in den Fällen des Z. 2 eine erneute
Aufforderung keinen begründeten Widerspruch dritter
Personen crgiebt.

Z. 4. Auf die gemäß der Bestimmungen der
ZZ. 1, 2 und 3 umgelegten Renten findet die im
Art. 1 K. 1 dem Berechtigten ciugeräumte Befug-
niß, die Ablösung zu verlangen, nur Anwendung,
wenn die Rente vor der Umlegung mit einem Ca¬
pital von höchstens 20 Thlr. abgelöst werden
konnte..

Z. 5. Wie der bisherigeZ. 4.

Der letzte Antrag des Abgeordneten Hüll mann  ist ge¬
nügend unterstützt und wird vom Präsidenten der gesammte
Art. 5 jetzt zur Berathung gestellt.

Abg. Hullmarm : Der Art. 5 habe dem Ausschüsse,
der hier zusammen mit dem Herrn Regierungscommiffär ge¬
arbeitet, manche Schwierigkeiten gemacht. Er betreffe zunächst
den Fall, wo eine Rente auf mehreren Parzellen ruhe, und
wolle hier die beliebige Umlegung der Rente gestatten. Hierbei
könnte eine Kränkung der Rechte Dritter nicht eintreten, da
alle Parzellen solidarisch hafteten. Es könne aber ferner der Fall
Vorkommen, daß aus einem Stücke einer geschlossenen Stelle
eine Last ruhe und eine Umlegung gewünscht werde, das Stück
aber könne im Erdbuche nicht mit Sicherheit ermittelt werden. Es
sei unbedenklich, die Umlegung auf alle Theile der geschlossenen
Stelle zu gestatten, weil nach unserer Hypothekenordnung
dingliche Rechte an einzelnen Theilen nicht denkbar seien.
Dieser Fall sei vorgesehen in dem Anträge des Herrn Rc-
gierungseommifsärs. Es könne nun aber auch der Fall ein¬
treten, daß das einzelne Stück nicht zur geschlossenen Stelle
gehöre, auch nicht mit Sicherheit im Ervduchc aufzufinden sei.
Dies kommez. B. häufig in Butjadingen vor. Wenn die Erd-
bücher gehörig geordnet und die Lasten definitiv regulirt wer¬
den sollten, so müsse auch hier ein bestimmtes Object ange¬
wiesen werden. Wie solle hier nun Verfahren werden,- um
die Rechte Dritter nicht zu kränken? Es seien verschiedene
Wege zur Sprache gekommen. Man hätte vorgeschlagen,
daß in diesem Falle die Umlegung über alle Parzellen des¬
selben Foliums gestattet sein solle, wobei es aber einer Be¬
schränkung dahin bedürft, daß die Repartition in zweckmäßi¬
ger Weise nach dem Verhältnisse des Reinertrages geschehe
oder doch, daß die Last der einzelnen Parzelle einen gewissen
Procentsatz des Reinertrages nicht überschreite. Die jetzige
Fassung des Herrn Regicrungscommissärs gebe zu einigen
Bedenken Anlaß, theils redaktioneller Art, theils weil die Mög¬
lichkeit eines Eingriffes in die Rechte Dritter nicht genügend
ausgeschlossen sei. Sein Antrag wolle nun jede Möglichkeit
eines solchen Eingriffs dadurch ausschließen, daß vorher ein
förmliches Convokationsverfahren stattfinde, nicht vor dem
Amtsgerichte, sondern einfacher und billiger vor dem Verwalt
tungsamte. Sein Z. 3 entspreche demZ. 2 des alten Ent¬
wurfs und gebe der Staatsregierung eine einfache Weise, die
Umlegung zn beschaffen, in die Hand. Er habe diesen Para¬
graph ganz in der Fassung des Entwurfs beibchalten, aber
sämmtliche Abänderungsanträge des Herrn Regierungscommis-
särs und außerdem einen ferneren Zusatz ausgenommen, nach
welchem alle in einer Gemeinde verfügten Umlegungen in ein
und derselben Bekanntmachung zusammengefaßt werden könn¬
ten und diese Bekanntmachung nicht nur eine Aufforderung
an den Verpflichteten, sondern auch an sämmtliche belheiligte
Dritte enthalten solle. Wenn das Ding auch weitläufig
auSsehe, so mache eS doch in der Praxis weniger Schwierig¬
keiten. Er habe seine Fassung im Ausschüsse nicht mehr Vor-
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schlagen können. Der Z. 4 sei dem früherenZ. 3 mit Auf¬
nahme der Anträge des Herrn RegierungScommiffärs conform,
derZ. 5 der alte ß. 4. Die beiden anderen noch nicht zur
Debatte verstellten Anträge enthielten einige materielle Zu¬
sätze. Der Art. 8. wolle .die Erlassung der nothwendigcn
Ausführungsverordnungen im Verwaltungswege.

Rcg.-Commisfär Janssen: Obgleich er noch nicht in der
Lage sei, die Zustimmung der Staatsregierung zu den erst
heute vertheilten Verbesserungsanträgen des Herrn Abgeord¬
neten Hullmann  erklären zu können, so zweifele er doch
nicht daran, daß dieselbe erfolgen werde. Er würde seine
eigenen Anträge zurückgezogen haben, wenn nicht die Anträge
des Abgeordneten Hullmann  sich als Verbesserungsanträge
bezeichnten, welche mithin nach dem Wegfall der Anträge der
Staatsregierung keinen selbstständigen Bestand hätten. Wür¬
den letztere angenommen, so hätten seine Anträge dadurch von
selbst ihre Erledigung gefunden.

Der Art. 5 wird in der Fassung des letzten Antrages
des Abgeordneten Hullmann  angenommen, die Anträge des
Regiernngscommissärs Janßen  6 , 7, 8 und9 und der erste
Antrag des Abgeordneten Hullmann  sind hiermit erledigt.

Der Abg. Hullmann hat den ferneren Antrag gestellt:
Folgenden Art. 6 einzuschalten, unter Bezifferung des
bisherigen Art. 6 als »Art. 7".

Art. 6.
Die Vorschriften des Art. 1. Z. 4 und des

Art. 5 ß. 3 finden auch auf die sonstigen Fonds
und Corporationen zuständigen Berechtigungen An¬
wendung, wenn mit der Vertretung des Berechtig¬
ten für die Ablösung bczw. Umlegung auf Antrag
desselben eine staatliche Behörde beauftragt wor¬
den ist.

Abg. Hullmann: Das im Art. 5Z. 1 vorgesehene Ver¬
fahren müsse nun auch anderen Corporationen, als dem Staate
zugänglich gemacht werden und habe er hier besonders an die
Kirche gedacht. Ob die Regierung solchen Berechtigten eine
Vertretung durch die staatlichen Behörden gestatten wolle, sei
ganz ihrem Ermessen überlassen. Sollte sie sich dagegen ent¬
scheiden, so sei der Art. 7 gegenstandslos, aber immerhin un¬
schädlich.

Der Antrag des Abg. Hullmann  wird angenommen,
Endlich hat derselbe folgenden Antrag gestellt:

Dem Entwürfe folgenden Art. 8 nachzufügen:
Art. 8.

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforder¬
lichen weiteren Bestimmungen sind im Verwaltungs¬
wege zu treffen.

Der Antrag, sowie darauf das Gesetz im Ganzen, wer¬
den angenommen.

IV. Antrag 19 des Berichts des Finanzaus¬
schusses , betr. den Centralvoranschlag für  1870/72
(betr . Schreiben der Großh . Staatsregi erung vom

Berichte. XVI. Landtag.

30. Deebr. v. I . wegen außerordentlicher Mili¬
tärausgaben in Folge der Milit Lrconvent  i on
von  1867 .)

Präsident Hullmann übernimmt den Vorsitz.
Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle die nachträgliche Genehmigung zur
Verausgabung der vorläufig auf ß. 28 des vorigen
Central-Voranschlags verwiesenen im Schreiben der
Staatsregierung vom 30. v. I . berechneten Fehlbe-
betrags von 9470 Thlr. 22 /,2  gs . crtheilen.

Reg.-Commissär Meiimr-Us: Aus dem angeführten
Schreiben der Siaatsrcgierung würden die Herren ersehen
haben, daß wegen Auslegung und Ausführung der Militär-
convention in Hinsicht auf die Herstellung von Kasernen
resp. Garnisoneinrichtungen eine Differenz zwischen der könig¬
lich preußischen und der oldenburgischen Regierung entstanden
sei. Die oldenburgische Regierung hätte sich nur zur Herstel¬
lung der Casernements verpflichtet gehalten, während preußi-
scherseits die Herstellung sämmtlicher Garnisoneinrichtungcn
gefordert sei. In der hierüber eröffneten Correspondenz mit
dem preußischen Kriegsministeriumsei zwar keine Verständigung,
aber ein Vergleich erzielt dahin, daß Oldenburg sich dazu ver¬
stand, einen geringfügigen Theil der Anstalten für die Gar¬
nison herzurichten, wogegen Preußen von allen weiteren An¬
forderungen absah. Indem der Ausschuß die dieserhalb ge¬
machten Ausgaben zwar nicht beanstande, bemerke er aber in
seinem Berichte, daß er „das Verfahren Preußens nicht einer
fruchtlosen Kritik unterziehen wolle und da? Entgegenkommen
der Staatsregierung unter den obwaltenden Verhältnissen
aus den von derselben angeführten Gründen nur billigen
könne, in der Hoffnung, daß Preußen dasselbe anerkennen
werde."

Diese Aeuszcrungen könnten so aufgefaßt werden, als ob
preußischerseitS ganz unberechtigte und unmotivirte Ansprüche
erhoben wären. Dies sei aber nicht der Fall, vielmehr bei
der Ausführung der ganzen Convention preußischerseits das
loyalste und zuvorkommendste Verfahren gegen Oldenburg
beobachtet. Dem Ausschüsse hätten die factischen Verhältnisse
selbstredend nicht so bekannt sein können wie ihm. Die von
Preußen gemachte Auslegung sei so grundlos nicht und eine
Verständigung auf andere Weise nicht zu erreichen gewesen,
da Preußen im guten. Glauben auf sein Recht gehandelt
hätte. Die Staatsrcgierung glaube diese Erklärung schuldig
zu sein, damit es nicht scheine, als ob sic die Ansichten des
Ausschusses theile.

Abg. Russell als Berichterstatter: Die oldenburgische
Staatsregierung habe bei Abjchließung der Militärconvention
das Interesse des Landes in jeder Beziehung wahrgenommen..
Wenn der Ausschuß die Auslegung Preußens nicht billigen
könne, so habe er sich nur auf den Standpunkt der StaatS-
regierung gestellt, den dieselbe in ihrem Schreiben entwickelt
habe. Er wisse nicht, in wie weit Preußen loyal gehandelt

7
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habe, und müsse sich auf den Wortlaut der Convention be¬
rufen. Wir alle hätten Preußens Kühnheit auf dem Schlacht-
selbe bewundert, er bewundere nicht dieselbe Kühnheit auf
einem Gebiete, wo sie nicht so sehr am Platze wäre, auf
dem Gebiete derJnterpretatianskunst. Allerdings hätten wir
bereits früher Proben kennen gelernt, wie diese Kunst zum
Vortheile Preußens ausgeübt sei. So bei den Verhandlun¬
gen über den Vertrag mit Hannover in Betreff des Ober¬
zollcollegiums. Wie der Landtag damals das Verhalten
Preußens bei Interpretation dieses Vertrages beurtheilt habe,
gehe aus dem betreffenden Ausschußberichte hervor. Er habe
ein gutes Gedächtniß für solche Fälle und auch diesen aus
den alten Landtagsberichten hcrvorgesucht.

Redner verliest folgenden Passus im Ausschnßberichte:
„Daß die Königlich Preußische Regierung sich nicht ge¬
scheut hat, der aus dem Vertrage entspringenden Ver¬
pflichtungen sich zu entledigen, sobald dieselben ihr un¬
bequem erscheinen, ist dem Ausschüsse weniger auffal¬
lend gewesen, als die Art und Weise, in welcher cs
geschehen. Der Ausschuß kann sich nicht versagen,
über die in den Noten der Preußischen Regierung dar-
gclegte Auslegungsknust sein Erstaunen auszudrücken.
Die Interpretation der klaren und bestimmten Worte
des Vertrags ist ohne allen Zweifel so handgreiflich
falsch, daß cs kaum erklärlich scheint, wie man mit
derselben hat hervorlreten mögen!"

In dieser Weise habe damals 1866 der Ausschuß über
die Jnterpretationskunst Preußens berichtet. Aber auch bei
dem Abschlüsse des Eiscnbahnvertrages habe Oldenburg nie
Grund gehabt, sich über das Entgegenkommen Preußens zu
freuen. In dieser Sache stelle der Ausschuß sich nur auf den
Standpunkt der Regierung. Er meine aber, daß, wenn ver¬
gleichsweise eine Verständigung erzielt, Preußen nicht noch ein
besonderer Dank dafür zu zollen sei.

Ministerpräsident Von Rössing: Es sei bereits vomRe-
gierungstischc bemerkt, daß die Auslegung Preußens nicht
exorbitant zu nennen sei. Diese Erklärung habe zu mehreren
sonstige Verhältnisse betreffenden Erörterungen Anlaß gege¬
ben. Er glaube aber, daß diese sonstigen Verhältnisse ganz
und gar nicht zur Sache gehörten, insbesondere nicht, wenn
man das Verhalten Preußens jahrelang verfolge. Den vom
Vorredner angeführten specielleu Fällen könne er andere ent¬
gegenhalten, in denen Preußen in sehr eklatanter Weise den
Wünschen Oldenburgs cutgegcugekomincn sei.

Reg.-Commissär Meinardus : Es könne der Staals-
regieruug nur angenehm sein, daß der Ausschuß sich auf ihren
Standpunkt stelle und die fragliche Position zur Annahme
empfehle. Er habe nicht gesagt, daß das Verhalten Preußens
bei der Differenz einen besonderen Dank, sondern nur, daß
es nicht Tadel verdiene. Grade bei Ausführung der Conven¬
tion seien dem Lande durch das Entgegenkommen Preußens
viele Tausende von Thalern gespart, denen gegenüber die

hier fragliche Summe als eine wahre Lappalie erscheine. Er
habe die Ansicht der oldenburgischcn Staatsregierung mit ver¬
treten, obgleich derselben gegenüber Preußen im guten Glau¬
ben überzeugt sein konnte, sie sei unrichtig. Preußen habe
sich besonders bezogen auf Art. 14 der Convention, wo aus¬
drücklich von noch ,,zu beschaffenden Garnisoneinrichtungen»
die Rede sei. Die Begriffe „Kasernen» und »Garnisonein¬
richtungen" seien in der militärischen Sprache nicht so strenge
zu scheiden und umfaßten sämmtliche räumliche Anstalten zur
garnisonsmäßigen Unterbringung der Militärpcrsonen. Das
bei Preußen nicht die Absicht Vorgelegen habe, unS um einige
hundert Thaler zu verkürzen, gehe ans sehr erheblichen Zuge¬
ständnissen hervor, die von Preußen auf demselben Gebiete
der Caserncn- Einrichtungen an Oldenburg gemacht seien.
Nachdem in Folge der Bundesverfassung die preußischen Mi¬
litärgesetze im ganzen Bundesgebiete eingeführt, seien die in
Betreff der Raumverhältniffe der Casernen bestehenden preu¬
ßischen Vorschriften auch auf die oldenburgischen Casernen anzu¬
wenden gewesen. Nach strenger Anwendung derselben hätten
allein beim Infanterieregiment für ca. 200 Mann mehr Räum¬
lichkeiten geschaffen werden müssen. Allein das preußische Mi¬
nisterium habe geglaubt es verantworten zu können, hiervon
abzusehen, weil bei den oldenburgischen Truppen trotz der zu
engen Belegung immer ein vortrefflicher Gesundheitszustand
geherrscht habe.

Abg. Russell als Berichterstatter: Es handele sich hier
um die Auslegung eines abgeschlossenen Vertrages. Wenn
Preußen sage, daß Kaserncneinrichtungengleichbedeutend mit
Garnisoneinrichtnugensei, so müsse das eine ganz besondere
Sprache sein, die er nicht verstehe. Der vom Regierungs-
commiffär angezogene Art. ,14 spräche auf keinen Fall die
Verpflichtung  Oldenburgs aus und bleibe er deßhalb da¬
bei, daß die Convention von Preußen zum Nachtheil Olden¬
burgs ansgelcgt sei. Ob Preußen in anderen Beziehungen
loyal verfahren habe, könne der Ausschuß nicht prüfen. Der¬
selbe glaube nur verpflichtet zu sein, der großherzoglichen
Staatsregierung beiznstimmen.

Der Ausschußantrag Nr. 19 wird darauf angenommen.
V. ZweitcLesung desGesetzentwurfes , betr.

Ergänzung des Gesetzes vom 1. April  1867 über
die Organisation der  E is  enba hn  verw  a l kung.

Zur zweiten Lesung sind keine Anträge gestellt und wird
der Entwurf unverändert mit den Adänderungsankrägcn der
ersten Lesung angenommen.

VI. Desgl . des Gesetzentwurfs in Betreff
der Schiffsregister.

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt. Entwurf
angenommen.

VH. Desgl . desEntwurfs einerVerordnung,
betr . die Ausführung der Gewerbeordnung des
Norddeutschen Bundes vom 21 . Juni  1869.

Wie aä VI.
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VIII . Desgl . des Gesetzentwurfs , betr . dicCom-
pet e nzco n fli cte zwischen den Vewaltungs - und
Gerichtsbehörden.

Der Reg .-'Eommissär Selkmann hat zu Art . 6 folgen¬
den Antrag gestellt:

Der Art . 6 werde in folgender Fassung angenommen:
Ein Mitglied , welches vermöge seines Amtes

bei einer frühern , den Gegenstand des Competenz-
conflicts betreffenden Verhandlung mitgewirkt hat,
kann nicht zum Berichterstatter bestellt werden , so¬
lange noch ein gerichtliches bezw . .ein administratives
Mitglied vorhanden ist , welches bei jener Verhand¬
lung nicht mitgewirkt hat.

Reg .-Commissär Selkmann : Die Skaatsrcgierung habe
zu allen abändernden Beschlüssen des Landtags ihre Zustimmung
gegeben und müsse nur gegen den Art . 6 Bedenken äußern,
weil derselbe in seiner abgeänderten Fassung die Ausführung
des ganzen Gesetzes unmöglich machen könne . Um dies zu
vermeiden , habe er seinen Antrag formulirt , den er zur Ge¬
nehmigung empfehle . Solange noch ein gerichtliches bezw.
ein administratives Mitglied vorhanden sei , welches vermöge
seines Amtes bei einer früheren den Gegenstand des Compe-
tenzconflicts betreffenden Verhandlung nicht mitgewirkt habe,
stimme sein Antrag mit dem des Ausschusses überein . Eine Ab¬
weichung trete nur ein , wenn der Fall vorlägc , daß doch alle
Mitglieder früher amtlich mitgewirkt hätten . Da nach Art . 4
zwei Berichterstatter nothweudig seien , so könne dann das
Gesetz nicht ausgeführt werden . Bedenken ' dürfte sein Vor¬
schlag kaum haben , denn einmal sei der fragliche Fall selten
möglich , dann solle die Competenzconflictsbehörde eine endgül¬
tige Entscheidung in der Sache selbst nicht treffen und außer¬
dem wäre in dem Erfordernisse zweier Berichterstatter eine
genügende Garantie gegen jede einseitige Behandlung der
Sache gegeben.

Abg . SchovMlM als Berichterstatter : Der Antrag des
Herrn Regierungscommissärs führe die früher verworfene Fas¬
sung des Entwurfs wieder ein und würde die heutige De¬
batte daher nur auf die bereits bei der ersten Lesung des
Entwurfs erledigte Frage zurückkommen können , ob wirklich,
solche zwingende practische Gründe Vorlagen , wie die Staats¬
regierung behaupte . Er glaube das nicht . Bei den Juristen
sei der fragliche Fall kaum möglich und ferner hieße es „ eine
amtliche Mitwirkung . " Hierunter sei eine wirkliche amtliche
Bethätigung , kein bloßer coll 'egialer Austausch von Meinun¬
gen zu verstehen.

Reg .-Commissär Selkmann : Nach den Aeußerungcn des
Herrn Vorredners sollte er glauben , daß man unbedenklich
seinem Anträge zustimmen könne , der ja auch davon ausgehe,
daß der Fall einer vorigen amtlichen Betheiligung sämmtlichcr
Mitglieder nur selten eintrcten werde . Sein Antrag gewinne
aber alsdann Bedeutung , wenn dieser Fall trotzdem einmal
eintreten sollte . Bei Annahme der Au 'sschußanträge könnte

dann das Verfahren vollständig festrennen . Hier sei und
könne er nicht widerlegt werden . Außerdem seien die Er¬
satzmitglieder vorher fest bestimmt und könne keiner an ihre
Stelle geschoben werden . Wenn der Vorredner davon aus-
gehe, daß der Fall nicht eintreten werde , dann würde cs ein
unproctischer Beschluß sein, der doch von vornherein nur Be¬
deutung haben könnte , falls der Fall wirklich eintreten sollte.
Wenn man bei jeder Sache im Voraus wissen könnte , ob ein
Competenzconflict eintreten wird oder nicht , dann ließen sich
alle Bedenken leicht erledigen . Ader beim Staatsministerium
würden die Sachen in Abtheilungen behandelt und könne es
auf diese Weise Vorkommen , daß alle Abtheilungsmitglieder
bei einer Sache mitgewirkt hätten , von der man nicht wissen
konnte , daß sie einen Competenzconflict hcrbeiführen wurde.
Er empfehle die Annahme seines Antrages.

Der Antrag des Regierungscommissärs Selkmann
wird abgelehnt und der Gesetzentwurf mit den Acnderungen
der ersten Lesung unverändert angenommen.

IX . Desgl . des Gesetzentwurfs wegen Be¬
strafung des Handels mit Negersclavc  n.

Zur zweiten Lesung sind keine Anträge gestellt . Gesetz mit
den Aenderungen der ersten Lesung angenommen.

X . Mündlicher BerichtdesFinanzausschusses
über das Schreiben der Großhcrzoglichen Staats¬
regierung vom 3 . d. M ., betr . die Pension der im
Civildienste angcstellten Militäriuv ali den.

Der Ausschuß beantragt;
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß vorkommenden Falls dem Beschlüsse des Bundes¬
raths entsprechend nach Maaßgabe der im Schreiben
Großherzoglicher Staatsregierung vom 3 . d. M . an¬
gegebenen Bestimmung in Betreff der Zahlung der
Pension der im Civildienste angestellten Militär -Inva¬
liden verfahren werden könne.

Abg . Russell als Berichterstatter : Aus dem Schreiben
vom 3 . Januar d . I . würden die Herren ersehen haben , daß
die Großherzogliche Staatsregierung eine preußische Bestim¬
mung , nach welcher einem Militärinvaliden , welcher aus der
ihm übertragenen Civilstelle wieder entlassen werde , unter ge¬
wissen Voraussetzungen die vorher bezogene Militärpension
aus der betr . Staatskasse wieder zu gewähren sei , auch bei
uns einführen wolle . Die Veranlassung läge in einem Be¬
schlüsse des Bundesrathes , dem Oldenburg wie die übrigen
Staaten Nachkommen müsse . Die Sache sei aber folgende:
Wenn ein Militärinvalide aus der ihm gegebenen Civilstelle
wieder entlassen werde und er aus der Staatskasse keine oder
eine nicht so hohe Pension beziehen würde , als seine frühere
Militärpension betrüge , so solle ihm aus der Staaatskasse
eine gleiche Pension bis zur Höhe der Militärpension gege¬
ben werden . Es handele 'sich hier um eine Bevorzugung der
Unterofficiere zum Zwecke der Heranbildung eines Unterofficier-
corps für die norddeutsche Bundcsarmee . Der Bundeskanzler
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wünsche eine schleunige Erledigung der Sache und empselile
er die Anträge des Ausschusses anzunehmen.

Der Allsschußantrag wird Dom Landtage angenommen.
Damit ist die Tagesordnung erledigt.

Schluß der Sitzung 3 Uhr Nachmittags.
Nächste Sitzung Donnerstag, den 3. Februar, 10 Uhr.

Tagesordnung:
Der Bericht des Finanzausschusses über den Voran
schlag des Herzogtums Oldenburg pro 1870/72.

Der Berichterstatter
Bucholtz.
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